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Halle, Freitag den 20. Dezember 1918. 2. Jahrgang.

Die Keichsverſammlung mit überwältigender Mehrheit
für die Nationalratswahlen am 19. Januar.

Völliger Zuſammenbruch der Anabhängigen.
Die Würfel ſind gefallen, die Reichsverſammlung hat ſich

für die Verlegung des Wahltermins auf den 19. Januar
entſchieden. Dies Ergebnis ſtand ſchon im voraus feſt und
bietet keine Ueberraſchung mehr. Eine Ueberraſchung iſt aber
die überwältigende Mehrheit, die ſich für den früheren Termin
entſchied. Die Unabhängigen hatten ſich ebenſalls ſchon längſt
mit dem neuen Wahltermin abgefunden. Das Abſtimmungs-
ergebnis brauchte deshalb für die Unabhängigen keine be-
ſondere Niederlage zu ſein. Und dennoch wurde der geſtrige
Tag durch das rabiate Verhalten der Unabhängigen zu einer
blamablen kataſtrophalen Niederlage, die den Anfang vom
politiſchen Ende der Unabhängigen bedeuten muß, wenn ſie
nicht in der letzten Minute noch Vernunft annehmen und ſich
P den für ſie unangenehmen Verhältniſſen abzufinden ver-
tehen.f Das Verhandlungsthoma lautete bekanntlich: National-

verſammlung oder Räteſnſtem? Den Bericht hatte Genoſſe
Cohen zu erſtatten. Jn überzeugender Weiſe ſtellte er alle
die notwendig nicht nur für die Nationalverſammlung, ſon
dern auch für einen früheren Wahltermin ſprechenden Gründe
zuſammen. Wir brauchen Brot und Frieden beides kann
uns aber nur durch eine geordnete Gewalt geſichert werden.
Wir rn diefe Gewalt auch, um den Zerfall des Reiches

zu verhüten und weil ein den ruſſiſchen Bolſchewismus nach
geahmtes Syſtem von Arbeiter- und Soldatenräten, von
denen jeder einzelne ſich mehr oder weniger abſolut geberdet,
für die Entente keine Macht bildet, die als eine Vertretung
des ganzen Volkes betrachtet werden kann. Nur mit einem
verfaſſungsmäßigen demokratiſchen Deu:ſchland, darüber kann
kein Zweifel mehr ſein, wird die Entente Frieden ſchließen.
Als Gegenredner hatten die Unabhängigen eines ihrer

radikalſten Mitglieder, Däumig, beſtimmt. Das muß nach
der ganzen Haltung Däumigs wundernehmen. Während
ſich, wie ſchon geſagt, die Groß- Berliner Generalverſammlungnach dem Borſciage Haaſes nicht nur mit der Nationalver-

ſammlung, ſondern auch mit dem früheren Wahltermin ab
gefunden hatte, lehnte Däumig die Wahl zum Hauptredakteur
der unabhängigen Freiheit ab, weil das Amt ihn nach dem
Beſchluſſe über die Nationalverſammlung in Konflikt mit
ſeiner Ueberzeugung gegen die Nationalverſammlung über-
haupt bringen müßte. Deshalb war ſchon die Wahl Däumigs
zum Mitberichterſtatter ein Mißgriff. Und was er aus-
führte, war in der Tat weiter nichts, als eine Menge ver
unglückter Argumente. Er war ſich indeſſen darüber klar,
daß ſein hyperradikaler Standpunkt auf der Verſammlung
hoffnungslos verloren war. Die jubelnde Zuſtimmung zu den
Ausführungen Cohens und ſeinem Antrage ſei das Ende des
Räteſyſtems. Dieſem Syſtem hänge zwar der Ludergeruch
der Revolution an, aber es ſei das Syſtem der Weltrevolu-
tion, die dem Weltkriege folgen müſſe. Mit dieſer, von
keinerlei Einſicht in die inneren Notwendigkeiten und die
äußeren Schwierigkeiten und Zuſammenhänge beſchwerten
Phraſe ſchloß er unter dem Beifall des kleinen unabhängigen
Häufleins und verließ ſchon vor der Entſcheidung die Tribüne
als der Wortführer einer beſiegten Minderheit.

Die Ausſprache war auf Seite der Mehrheit ein freudiges
nntnis zur Revolution und ihrer Erhaltung und Sicherung

durch die Nationalverſammlung. Die Minderheit wurde um
ſo erregter, je gewiſſer ſie ſich darüber wurde, daß ihr nicht
nur eine Niederlage, ſondern eine ſchwere Niederlage be-
vorſtand. Die Erregung ſteigerte ſich ſchließlich bis zum
regelrechten Auszuge der Unabhängigen, als ihnen die Aus
kunft Landsbergs auf ihre Frage, was in dem am Tage vor-
her angenommenen Antrage Lüdemann unter parlamenta-
riſcher Üebervertretung zu verſtehen ſei. Man wollte wiſſen, ob
der Vollzugsrat mit dem Rate der Volksbeauftragten Geſetze
zu beſchließen habe, oder ob er ihm nur beratend zur Seite
ſtehen ſolle. Landsberg erklärte im Namen der Volksbeauf-
tragten, daß dem Zentralrate alle wichtigen Geſetzentwürfe
zu unterbreiten ſeien, daß indes im Streitfalle die Entſchei-
dung wie die Verantwortung bei den Volksbeauftragten liegen
müſſe. Die Unabhängigen ließen durch Geyer erklären, daß
ihnen dieſe Erklärung nicht genüge, weil die Grundlage für
das Zuſammenarbeiten völlig verändert werde. Er forderte
deshalb die Ausſetzung der Sitzung, um ſich mit ſeinen An-
hängern zu beſprechen. Als der Antrag abgelehnt wurde,
forderte Braß die Unabhängigen auf, den Kongreß zu ver
Iaſſen, um ſich darüber klar zu werden, ob ſie noch weiter an
den Verhandlungen teilnehmen könnten. Ein kleines Häuf-
lein zog darauf nach dem Herrenhauſe, während die Verhand-

nungen im Abgeordnetenhauſe ihren Gang gingen. Haaſe
wandte ſich dann noch gegen die Verlegung des Wahltermins
und behauptete, durch die Tatſachen ſei widerlegt, daß die
Entente die jetzige Regierung nicht als verhandlungsfähig
anſehen könne, ſo lange keine Nationalverſammlung beſtehe.

ſe behauptete dies, obwohl jeder Tag neue Beweiſe dafür
ingt, daß die Entente mit einer Regierung nicht verhandeln

wird, die ſich nur auf die Arbeiter und Soldatenräte ſtützt.
Darauf antwortete Scheidemann treſſend, der Bolſchewismus
werde in Deutſchland totſicher kommen, wenn ſo weiter ge-
wirtſchaftet werde wie bisher das ganze Volk müſſe die
Verantwortung tragen und nicht nur eine einzige Klaſſe.
Während der Rede Scheidemanns waren die Auszügler wieder
zurückgekehrt, ſie waren alſo nicht dazu gekommen, die Ver
handlungen zu ſabotieren. Es folgten die Schlußworte und
dann die Abſtimmung. Den Wünſchen der Unabhängigen
entgegen kommend, wurde zunächſt über einen Antrag, die
Wahlen am 16. März vorzunehmen, abgeſtimmt, und als
dieſer abgelehnt war, ein zweiter mit dem 16. Februar als
Wahltermin geſtellt und ebenfalls abgelehnt. Es waren höch-
ſtens 75 Stimmen, die für dieſe Anträge eintraten. Die
eigentliche Abſtimmung ergab dann die Annahme des
19. Januar als Wahltermin mit 400 gegen etwa 75 Stimmen.
Dieſes Ergebnis löſte ſtürmiſchen Beifall und Jubel in der
Verſammlung und auf den Tribünen aus. Die Unabhängigen
ſkandalierten gegen das Wahlergebnis durch Pfuirufe und
durch weitere überflüſſige Anträge.

Der erſten Niederlage folgte dann auf dem Fuße eine
zweite nicht minder ſchwere: bei der Wahl des Vollzugsrates
gingen die Unabhängigen durch ihr paſſives Verhalten völlig
leer aus. Geyer beantragte noc einmal, zu beſtimmen, daß
der Vollzugsrat das volle Recht der Zuſtimmung oder Ab-
lehnung von Geſetzen vor ihrer Verkündung haben ſolle.
Gegen dieſen Antrag wandte ſich Ebert mit der Begründung,
es müſſe jetzt alles vermieden werden, was den völligen Zu-
ſammenbruch herbeiführen könnte; die Volksbeauftragten
könnten der Schwierigkeiten nicht Herr werden, wenn ſie kein

Vertrauen genöſſen. Jndeſſen die Unabhängigen waren von
allen guten Geiſtern verlaſſen. Einer nach dem anderen trat

durch einen Schlußantrag ein Ziel geſetzt und ſodann ein
Antrag Lüdemann, es über den Begriff „parlamentariſche
Kontrolle“ bei der Auslegung Haaſe bewenden zu laſſen, in
namentlicher Abſtimmung gegen die Stimmen der Unab-
hangigen angenommen. Der Kongreß hat alſo noch einmal
ausdrücklich den Beſchluß vom Tage vorher bekräftigt, daß
die geſetzgebende und vollziehende Gewalt bis zur National-
verſammlung ausſchließlich bei den Volksbeauftragten liegt.
Durch dieſen Antrag war ein Antrag Däumig, der alle Ge
walt dem Räteſyſtem übertragen wiſſen will, erledigt. Es
wurde indeſſen dennoch eine Abſtimmung vorgenommen, in
der der Antrag gegen die immerhin verhältnismäßig hohe

darauf die Wahl des Zentralrates vorgenommen. Die Unab-
hängigen ließen erklären, daß ſie ſich nicht an der Wahl be
teiligen würden. So wurde denn die Liſte der Mehrheit glatt
gewählt. Die Unabhängigen haben ſich ſelbſt ausgeſchloſſen.
Jn den Reihen der Unabhängigen klafft ein breiter Riß
auf der einen Seite Haaſe und Dittmann, auf der anderen
das Häuflein der Beſinnungsloſen unter Führung von Lede
bour und Geyer.

Das Schickſal der Unabhängigen iſt beſiegelt. Für die
Mehrheit aber, die auf der Reichsverſammlung die Reihe
ihrer Erfolge mit einem überwältigenden Siege ihrer Politik
abgeſchloſſen hat, gilt es jetzt, dieſen Sieg durch eine plan
mäßige Organiſation zu den Nationalratswahlen zu einem
dauernden zu machen zum Heile des deutſchen Volkes.

Die betrübten Lohgerber
in der. L. P.

Es iſt unglaublich, welche Wandlungen die Leipziger
Volkszeitung in kurzer Zeit durchmachen kann. Erſt war ſie
entſchieden gegen die Nationalverſammlung überhaupt: ſie
wollte die Macht den Arbeiter- und Soldatenräten erhalten,
weil ihr nur dieſe hinreichende Bürgſchaft für die Sicherung
der Revolution und für die Sozialiſierung ſchien. Wenn ſie
ſich nachher für die Nationalverſammlung erklärte, ſo geſchah
das natürlich nur der Not gehorchend, nicht dem eigenen
Triebe. Und dennoch iſt dieſer Opportunismus nicht zu ver
einbaren mit der von der Leipziger Vollsgeitung immerſort
betonten alleinſeligmachenden unabhängigen Treue zu der
ſozialdemokratiſchen Grundſätzen. Als die Großberliner
Generalverſammlung der Unabhängigen ſich für die Betei-
ligung an den Naliovalratswahlen ausſprach und ſich ſomit

1 97 e 51 J 5 t S Jod .4 E.ziger Volkszeitung leſen, daß ſich die Wege des Spartakus-

ln dageſe loſfen ſei, daß der
werde. Das war eine ſichtbare Schwenkung nach rechts, zu
den Moehrheitsſozialiſten hin.

Die aus der Feder des jungen Geyer ſlammenden Be-
trachtungen über die Reichsvoerſammlung laſſen ebenfalls
deutliche Stimmungen und Wandlungen érkennen. Aber in
dieſem Falle nicht nach rechls, ſondern nach links, d. h. vom
unabhängigen Standpunkte zu Spartakus hin. Daß es die

2 hotr i da 2auf das tiefſte beirübt, daß die Zu-Leipziger Volſszeitung
ſammenſetzung der Reichsverſammlung nichts Erſeuliches für
ſie bietet, können wir ihr nachempfinden. Die alle Liebe
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für die Spartakuſſe kommt deutlich zum Ausdru
Leipziger Volkszeitung es beklagt, daß die aug
Nationalverſammlung gerichteten Forderungen der Sparla-
kus, deputation“ am erſten Tage, die in durchaus angeneh-
men Formen“ vorgetragen worden ſeien, in gereizter Stim-
mung abgelehnt wurden. Jedenfalls hat der Auftakt der
Reichsverſammlung am erſten Tage gar nicht gefallen. Das
läßt ſich natürlich begreifen.

Die ſtürmiſchen Zwiſchenfälle am zweiten Verhandlungs-
tage finden in dem Herzen des bewußten Schilderers der
Leipziger Volkszeitung milde Beurteilung, denn es handelt
ſich dabei doch nur um die Sicherung der Revolution, und
im übrigen ſind die lärmenden Vorgänge nur Beſtandteile
des neuen revolutionären Parlamentarismus. Aber während
er am erſten Tage über die nicht zweifelhafte Zuſammen
ſetzung der Verſammlung wehfklagte, ſchöpfte er nach
lärmenden Vorgüngen am zweiten Tage wieder etwas Hoff-
nung. „Noch läßt ſich die politiſche Haltung des Kongreſſes
nicht klar erkennen. Aus den Sturmſzenen ergibt ſich noch
nicht ſeine politiſche Linie, erſt ſeine Beſchlüſſe können ſie
ziehen. Es erſcheint nicht ganz ausgeſchloſſen, daß die rechts-
ſozialiſtiſche Mehrheit, die ſich in der Eröffnungsſitzung aus-

zeichnete, abbröckelt. Doch ob das in dem Maße ein
treten wird, daß die Linke die Mehrheit erhält, iſt noch un
gewiß.“ Am anderen Tage aber war das Stimmungsbaro-
meler tief unter Null gefallen. Rückwärts, rückwärts iſt es
am dritten Verhandlungstage gegangen. Der Mittwoch hat
ſchon die Entſcheidung der Tagung gebracht. „Und dieſe Ent-
ſcheidung lautet: Der Kongreß der Arbeiter- und Soldaten
räte iſt in ſeiner Mehrheit nicht gewillt, die Revolution ſo
weiter zu führen, wie es die proletariſchen Maſſen wün-
ſchen (1), wie es ihre Abſicht war, als ſie das alte Regiment
niederwarfen, ſondern er beeilt ſich, dem Proletariate die
Führung aus den Händen zu nehmen; er begnügt ſich vor-
läufig mit der politiſchen Umwälzung, er hat nicht die Ab-
ſicht, die Revolution als eine ſozialiſtiſche bis zu Ende durch
zuführen Nach den heutigen Beſchlüſſen iſt nicht zu
erwarten, daß der Kongreß noch eine entſcheidende revolutio-
näre Haltung einnehmen wird. Rückwärts, rückwärts! lautet
die Parole ſeiner Mehrheit.“ Zu dieſem Urteile kommt der
bewußte Stimmungsmenſch aus dem Leipziger Froſchteiche,
weil ſeine Beſchlüſſe mit überwältigender Mehrheit gefaßt
wurden, die auch die Zuſtimmung der beſonneneren Elemente

der Unabhängigen gefunden haben. Und wieder die Be
rufung auf die „Maſſen“, die dieſe Politik nicht wollen.

Deshalb ſind auch die Unabhängigen ſo beharrlich dagegen,
daß die Maſſen ſo bald wie möglich durch Wahlen ihren klaren

Willen zum Ausdruck bringen können. Natürlich, man muß
doch mindeſtens einſehen, daß ſie die wenigen Felle, die ſie
noch halten, nicht auch noch fortſchwimmen laſſen wollen.

Was aber wird nun die Leipziger Volkszeitung erſt
ſagen, nach dem glänzenden Abſtimmungsergebnis über den
Termin zu den Nationalratswahlen?

Landung polniſcher Truppen in Danzig?
Warſchauer Meldnngen zufolge ſind polnlſche Trappen

unler Cenercl Haker in Danzig gelandet worden. Die Armee ſoll
50 000 Mann ſlark ſein.

E'ne Ankage gegen das Auewärtige Amt.
Der Berſier Volkszeitung wird mitgeteilt:
Ver einigen Wochen überreichte die polniſche Geſandiſchaft der

deutſchen Regierung ein Ullimakum, welches die neuen Ver
brechen des Generalſtabschefs von Oberoſt, General Hoffmann, me
nmierſe. Anfſlalt do dieſes Ullimatum veröffenklicht wurde, verſchwand
es in den Akten des Auswärtigen Amklkes.

Der polniſche Geſandte wollte im Auswärtigen Amt ſeine Be
glaubigung überreichen. Erſt nach mehrfachem Erſuchen des Refe-
renten, Prinzen Hatzfeld, wurde ein Tag beſtimmt. Als die Geſandt-
ſchaft im Amte erſchien, wurde ihr mitgeteilt, daß der Staatsſekretär

riner Vollzugsratsſitzung wäre. Der Geſandte hatte keine weaitere
Gelegenheit, die Beglaubigung zu überreichen. Als er für ſich und
ſeine Herren um diplomatiſche Ausweiſe für Karten erſuchte, erhielt die
Geſandtichaft durch einen Konſul tilephoniſch den Beſcheid, Deutſchland
habe die polniſche Republik noch nicht anerkannt, man könne deshalb
den Geſandten und die Herren nur als „Etranger de diſtinchion“ de
handeln.

Die vorſtehenden Mitteilungen bedürfen dringend der Auſtlärung

ron ihnen für den Antrag ein. Dem Gerede wurde endlich

Minderheit von 98 Stimmen abgelehnt wurde. Es wurde
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Die Reichskonfererenz
der A. u. S.-Räte.

Die Nachmittagsſitzung
'Vird von Leinert nach 355 Uhr eröffnet.

Er verlieſt eine Erklärung des Vollzugsratsmiigliedes Vietz,

J r a ſfe pen c g verſchiedenen erhobene Angriffe, ſo er ar eg d ache ten, unb
Verleſen wird weiter folgende Erklärung des Arbeiter und

Soldatenrats des ſtellvertretenden Generalſtabs Berlin:
Zu der Mitteilu des Vollzugsratsmitgliedes Mahynz,

daß ihm 450 000 Frank von einem gewiſſen Ettiſch überwieſen
ſeien, bemerken wir: 600 000 Frank wurden am 11. November
widerrechtlich von einem Herrn Dette, der von den Herren
Barth und Ledebour bevollmächtigt war, den Generalſtab
zu beſetzen, beſchlagnahmt. Wir ſprechen dem Vollzugsrat
das Recht ab, über unſere Köpfe hinweg und ohne ſich auch mit
dem Generalſtab in Verbindung zu ſetzen, über jene Gelder zu
verfügen und verlangen Rückerſtattung dieſer Summe an
den Generalſtab. gez. Heilbronn, Seuwen.

Ss folgt
die Abſtimmung über folgende Anträge.

Ein Antrag Leviné-Eſſen ruſſiſcher Bolſchewik), der Kongreß
ger daß die Tätigkeit der Volksbeauftragten auf die ſyſtema-

Vernichtung der Macht der Räte hinauslaufe und da
durch zur Stärkung der Gegenrevolution diene, wird
gegen etwa 20 Stimmen abgelehnt.

Ein Antrag Köhnen-Halle, wonach die Herausgeber kapita-
Iiſtiſcher Tageszeitungen in ihrer Geſchäftsführung unter Reichs
Lontro lIe geſtellt werden und ihnen nur noch eine vierprozentige
Verzinſung ihres Ankagekapitals mit Rückwirkung auf das laufende
Geſchäftsjahr zuſteht, jeder höhere Ueberſchuß aber der Reichs

im Reichsmarineamt geführt. Vringende Depeſchen bleiben tage
lang liegen. (Hört, hört!) Jetzt ſollen noch 11 Arbeiterdelegierte
hinzukommen, ſo daß dann ſtändig im Reichsmarineamt ein
64köpfiges Parlament verſammelt iſt. Dieſer Rat muß verkleinert
werden, ſoll nicht unerſetzlicher Schaden eintreten. (Beifall.)

Ein Matroſe aus Kiel er dieſe Ausführungen. Bei der
dieſes Ausſchuſſes bisher nichts

z merken geweſen. Weniger, aber vernünftigere Leute wären
ſſer. (Zuſtimmung.) Die O

Aemtern laſſen und ihnen auch das Trogen der Abzeichen geſtatten,wenn ſie Wert darauf legen. Nur muſe man au
er Dummheiten machen. Aber ihren fachlichen

ören.
Braß-Remſcheid und Lampel- Hamburg treten für die Soldaten

anträge ein, ebenſo mehrere Soldatenvertreter.
Ueber die zweckmäßigſte Art der Abſtimmung entſteht eine

lange Geſchäftsordnungsdebatte, in die auch der Kaſſeler Delegierte
Hauptmann Reinartz eingreift. Er wird mit Zurufen: „Herr
Hauptmann! Ein Hauptmann!“ begrüßt und erklärt, daß er
gerade in dieſer Eigenſchaft an dem Kongreß teilnimmt. Um keinen
Zweifel über ſeinen militäriſchen Rang aufkommen zu laſſen, habe
er bei ſeinem Erſcheinen die Achſelſtücke und Sterne getragen. Er
genieße das Vertrauen ſeiner Soldaten und ſei deshalb von ihnen
gewählt worden. (Vereinzeltes Lachen.) Sie können das gar
nicht beurteilen,.

Die Soldatenanträge werden beinahe ein-
ſtimmig angenommen. Ein Antrag der Unabhängigen
will in den Garniſonen die Kommandogewalt in die Hände der ört
lichen Arbeiter- und Soldatenräte legen und militäriſche Angelegen-
beiten, die über dieſen örtlichen Rahmen hinausgehen, durch einen
Vertreter der oberſten Kommandogewalt im Verein mit einem
Delegiertenrat der Garniſon übertragen. Die Mehrheit will dieſen
Antrag den Volksbeguftragten zur Berückſichtigung überweiſen.
Darüber kommt es zu einer lebhaften Ausſprache, in deren
Verlauf die Unabhängigen namentliche Abſtimmung über
dieſen Antrag verlangen. Da die Vräſenzliſte noch immer nicht

vorliegt, muß die Abſtimmung zurückgeſtellt werden. Ein Antrag,
den ö8er Ausſchuß bei der Marine zu verkleinern, gelangt

S

2aſſe verfällt wird auf Wunſch des Antragſtellers dem Voll mit großer Mehrheit zur Annahme.
sugsSrat überwieſen.

Ein Antre
eter der r en Sowijetregierung zu verurteilen und
die Wiedereinſiellung freundſchaftlicher Beziehungen zum Sowjet
rußland zu verlangen, wird zurückgezogen.

Loebe-Breslan erſtattet den Bericht der Mandats-
Ziegler-Würtiemberg, die Zurückweiſung der Ver-prüfungskommiſſion: Es beſtand kein einheitliches Wahl-

ſyſtem, die Wahlkreiseinteilung blieb weiten Wählerkreiſen un
bekannt, eine ganze Reihe von Mandaten müſſe für ungülkig er
klärt werden. Der größte Teil der Jnhaber dieſer Mandate hat ſich

Ein Antrag Braß-Remſcheid, ſofort alle Maßnahmen zur Ent bereits von ſeiner irrtümlichen Telegation überzeugen laſſen und
waffnung der
nommen.

Ein Antrag Geper, den militäriſchen Grenzſchutz im Weſten

Konterrevolution zu ergreifen, wird

ſofort aufzuheben und den Grenzſchutz einem von den Arbeiter t undv über Lothringen, für das urſprünglich eine Vertretung nicht vorgeſehenund Soldatenräten gebildeten Sicherheitsdienſt zu

ange ift zum Teil obgereiſt. zum Teil bleiben dieſe Genoſſen als Zu
hörer hier. Die Entſcheidungen wurden in der aus allen drei
Parteien gleichmäßig zuſammengeſetzten Kommiſſion mit der
größten Weitherzigkeit und Lohalität getroffen. Aus Elſaß-

twagen, wird gegen die Unabhängigen und Linksradikalen abge war, ſind einige Vertreter zu urs gelangt; wir haben keinen Anlaß,
lehnt.

Desgleichen wird folgender Antrag des Volksbeguftragken
Barth abgelehnt: Jedweder Grenzſchutz, der zur Demobtli-
ſation nicht notwendig iſt, iſt im Oſten wie im Weſten ſofort auf-
uheben, alle Truppen ſind ſofort zu demobiliſieren, alle Diffiziere

i der Ankunft in der Garniſon zu entlaſſen, wobei die Koſten der
usbildung für einen bürgerlichen Beruf übernommen und bei

älteren oder kranken Offizieren Penſſonen gezahlt werden: die
Volkswehr iſt ſchnellſtens in ausreichender Weiſe zu ſchaffen.“

Ein Antrag Böhle, dahin zu wirken, daß bei den Vorfriedens-
verhandlungen in allererſter Linie der Ausrauſch der Gefange-
wen geſichert und mit allen Mitteln dangch geirgehtet wird. unſeren
Senofſen und Kameraden baldigſt die Freiheit zu bringen, wird
einſtimmig angenommen. (VBeifall.)

Es folgt die Abſtimmung über den Antrag Lüdemann:
Die Reichskonferenz der Arbeiter und Soldatenräte Deutſch-

lands, die die geſamte politiſche Macht in Deutſchland repräſen
tiert, überträgt bis zu anderweitiger Regelung durch die National-
verſammlung die geſetzgebende und vollziehende Gewalt dem
Rat der Volksbeauftragten. Der Kongreß beſtellt
ferner einen Zentralrat der Arbeiter- und Soldatenräte, der die
Ueberwachung des deutſchen und preußiſchen Kabinetts aus
übt; ihm ſteht das Recht der Berufung und Abberufung der
Volksbeauftragten des Reiches und, bis zur endgültigen Regelung
der ſtaatlichen Verhältniſſe auch der Volksbeauftragten Preußens
zu. Zur Ueberwachung der Geſchäftsführung in den Reichs
ämitern werden von dem Rat der Volkébeauftragten Beigeordnete
der Staatsſekretäre beſtellt. Jn jedes Reichsamt werden zwei
Beigeordnete entſandt, die aus den beiden ſozialdemokratiſchen
Parteien zu entnehmen ſind. Vor Berufung der Fachminiſter
und der Beigeordneten iſt der Zentralrat zu hören.“

Dieſer Antrag wird mit überwiegender Mehrheit angenommen.
Ein Antrag Dr. Lauffenberg- Hamburg ſagt:

„Das revolutionäre Proletariat, vereinigt in der revolutio-
wären Armee, warf die alten Gewalten zu Boden. Durch den
ſiegreichen Ausgang der Erhebung fiel die oberſte Macht den
Arbeiter- und Soldatenräten zu. Als Vertreter der Arbeiter-
und Soldatenräte ganz Deutſchlands ergreift der Kongreß Beſitz
von der politiſchen Gewalt und übernimmt ihre Ausübung. Als
Träger der Souveränität des Reichs hat er das Kontroll-, Be-
ſetzungs- und Abſetzungsrecht gegenüber der Exekutive. Der Kon-
greß verlangt das ſofortige Ausſcheiden der bürgerlichen Mit-
glieder aus der Regierung er wählt eine Kommiſſion, die ihm
über die Erſetzung der ausſcheidenden Regierungsmitglieder Vor
ſchläge unterbreitet.“

Vorſitzender Leinert: Durch die Annahme des Antrags de
wrann iſt der Antrag Lauffenberg erledigt. Widerſpruch bei
den Linksradikalen.) Wir kommen zum Punkt

Rationalverfaſſung oder Räteverfaſſung
Es wird noch ein Antrag angenommen, der die Arbeiter und

ESoldatenräte zu geordneter Rechnungslegung verypflichtet.
Dr. Geyer Leipzig (zur Geſchäftsordnung): Durch den An

trag Lüdemann iſt der Schlußabſatz des Antrags Lauffenberg über
das Ausſcheiden der bürgerlichen Regierungsmitglieder noch nicht
erledigt. Jch bitte darüber noch abſtimmen zu laſſen.

Dr. Lauffenberg: Auch in ſeinen anderen Teilen iſt mein An
trag durch die Annahme des Antrags Lüdemann noch nicht erledigt.

Vollzugsratsmitglied Ledebour verlangt das Wort zur Ge
5chäftsordnung. (Vorſ. Leinert: Jch kann Jhnen das Wort
richt geben.) Unglaublich!

Vorſ. Leinert: Sie gehören zur Regierung. (Heiterkeit.) Jch
möchte einmal ſehen, was Sie früher im Reichstag geſagt hätten,
wenn ſich die Regierung in die Geſchäfte des Parlaments ein

iſcht hätte. (Lebhafter Beifall. Ledebour: Jetzt gibt es
ine Regierung. Lachen. Zurufe: Neben regierung

u

Schließlich wird von Dr. Geyer ein Antrag auf namentlicke
immung über den Antrag Lauffenberg eingebracht, die Ab

ßimmung ſelbſt aber bis Donnerstag zurückgeſtellt.
Inzwiſchen war der Ausſchuß zur Beratung der Soldaten

anträge mit ſeinen Arbeiten fertig geworden. Volksbeauftragter
Heaaſe erſtatiet den Bericht. Die Anträge wollen die oberſte Kom
mandogewalt über Heer und Marine den Volksbeauftragz-
ten unter der Kontrolle des Vollzugsrats geben, verlangen weiter
die Entfernung aller Rangabzeichen, das Verbot des außer
dienſtlichen Waffentragens, die Abſchaffung aller Orden
und Ehrenzeichen und des Adels, die Abſchaffung des ſtehenden
Heeres und die beſchleunigte Errichtung einer Volkswebr
u. a. m. Haagſe teilt mit, daß der Ausſchuß ſeine Beſchlüſſe ein
ſtimmig gefaßt hat. Die Abſicht, die oberſte Kommandogewalt
einem tralſoldatenrat zu überkragen, wurde, weil undurchführ-
bar, fallen gelaſſen. Die Anträge ſollen nicht nur Richtlinien ſein,
Fondern ſofort in Kraft treten.

Eouverneur Noske Kiel betont, daß die Demobiliſſerung bei

werden.

ſie zurückzuweiſen. Den Truppenkörpern der Milifäreiſenbahn-
direktion ſchlagen wir vor, die von ihnen gewählten drei Ver
treter zuzugeſtehen. Den Jnhabern von ungültig erklärten
Mandaten ſoll von morgen an eine Zuhörertribüne eingeräumt
und es ſollen ihnen die Tagegelder für die Zeit bisher ausgezahlt
werden. Der Redner irägt dann die einzelnen Beanſtandungen
nach den Regierungsbezirken vor. Dem Antrag der unabhängigen
Fraklion, die Tagegelder auf 20 M. für die Berliner Vertreter,
auf 30 M. für die auswärtigen feſtauſetzen, hat ſich die Kommiſſion
angeſchloſſen. Sie ſchlägt vor, 4142 Mandate für gültig und 72 für
ungültig zu erklären.

Ueber dieſen Vericht entſpinnt ſich eine längere Debatte mit
5 Minuten Redezeit.

Die Debatte über den Bericht der Mandaksprüfungskommiſſion
zog ſich bis 8,15 Uhr hin. Das Haus vertagt ſich.

Nächſte Sitzung: Donnerstag früh 9 Uhr.

Vierter Tag.
Berlin, den 19. Dezember 10918.

Zu Beginn der Donnerstagſitzung teilte der Vorſitzende
Leinert mit, daß die Demokratiſche Fraktion auf 24 Mitglieder
geſtiegen iſt und ſich konſtituiert hat.

Zum Vorſitzenden wurde gewählt Schmidthals aus dem
Kreiſe Wehlau. Ferner gelangt eine Erklärung der Fraktion der
Geeinigten Revolutionären Arbeiter und Soldaten zur Verleſung,
in der ſie als Leitſtern ihres Handelns auf dieſem Kongreß die
Zurückſtellung des Fraktionsſtreits binter die großen Aufgaben,
die die Revolution geſtellt hat, verkündet.

Als Aufwandsentſchädigung wird den Teilnehmern des Kon-
greſſes 30 M. für den Tag bewilligt. Die Heimreiſe erfolgt auf
amtlichen Freifahrſchein.

Hierauf wurde in die Beratung des wichtigſten Gegenſtandes
der Tagesordnung eingetreten:

Nationalverſammlung oder Räteſyſtem.
Tohen-Reuß erſtattet das Referat und ſchildert die troſtloſe

Lage, in der fich Deutſchland befindet: Ungeheure Kriegskoſten ſind
abzutragen. Den Feinden müſſen hobe Kriegsentſchädigungen ge-
zahlt werden. Die Wicederaufriſchtung des deutſchen Wirtſchafts
lebens wird Milliarden erfordern. Für Rohſtoffe aus dem Ausland
müſſen wir wegen der geſunkenen Valuta das Doppelte, ja das
Dreifache bezahlen. Gelingt es uns nicht, unſere Wirtſchaft in
Ordnung zu bringen, ſo wird es noch ſchlimmer. Wir können die
gigantiſchen Aufgaben nur löſen, wenn es uns gelngt, alle ſchaffen
den Kräfte des deutſchen Volkes zuſammenzufaſſen. (Beifall.) Die
Erzeugung muß ſo ſchnell wie möglich wieder in Gang gebracht

Der dentſch-engliſche Cegenſatz iſt zugunſten Englands
entſchieden. Gewiß bat England auch ein Jntereſſe daran, daß die
Welt die Arbeitskraft eines 70-Will'onen- Volkes nicht verliert. Aber
wir müſſen unſere Ordnung aus eigener Kraft wieder herſtellen.
Das können wir nur, wenn wir die vorhandenen Robhſtoffe und Nah-
rungsmittel rationell bewirtſchaften und verteilen. Sonſt liefert
uns die Entente auch nicht einen einzigen Zentner Getreide. Bleibt
es in Deutſchland bei der jetzigen Desorganiſation, ſo gehen wir
einer Kataſtrovhe entgegen.
Nur eine ftarke Zentralgewalt kenn uns halten, die ſich ſtütt auf

das feſte Fundament des allgemeinen Volkswillens.
(Beifall.) Keine Zentralgewalt wird im Jnland oder Ausland ſich
Beachtung verſchaffen können, wenn ſie nicht getragen iſt von der
überwiegenden Mehrheit des deutſchen Volkes. (Beifall.) Das

einzige Organ, dieſen Willen des Volkes feſtzuhalten, iſt die
allgemeine deutſche Nationalverſammlung,

zu der jeder deutſche Mann und jede deutſche Frau in allen Ge-
bieten, die zu Deutſchland gehören wollen, wählen kann. (Beifall.)
Die Arbeiter- und Soldatenräte ſind niemals Organe des allge
meinen Volkswillens. Der Zerfall muß kommen, wenn es uns
nicht gelingt, der Diſziplin- und Einſichtsloſigkeit Herr zu werden,
die leider ſich auch eines großen Teils der Arbeiterſchaft bemächtigt
hat. (Sehr richtig!) Die Arbeiterſchichten haben Unrecht, die die
dentſche Revolution zu einer bloßen Lohnbewegung herabgedrückt
haben. (Lebh. Zuſtimmung.) Man kann von den Unternehmern
nicht mehr an Löhnen verlangen, als ein Betrieb überhaupt Werte
erzeugt (Sehr richtig! Lachen bei der Minderheitk!!) Es gibt
in Berlin Unternehmer, die ihre Betriebe ſchon den Arbeitern zur
Verfügung geſtellt haben. Aber es wird für die Arbeiter nicht viel
dabei herauskommen. (Sehr richtigh) Vorausſetzung einer Neu
regelung unſerer Cekonomie iſt aber eine Neuregelung unſerer
politiſchen Verhältniſſe. Eine geregelte Verwaltung in Deutſchland
iſt nur durch die Nationalderſammlung gegeben, die allein uns eine
demokratiſche Verfaſſung geben, das Reich wieder aufbauen und
ſeine auseinanderſtrebenden Teile zuſammenhalten kann. Wir
haben es mit

ernſten Loslöſungsbeſtrebungen
der Marine c wie möglich erfolgt. Aber es müſſen Mann
ſchaften zurückgehalten werden zur Bewachung außerordentlich
rerivollen Materials Der 58er Ausſchuß hat zu einer geradezu

unerträglichen Verſchleypung wichtiger Angelegenheiten

dieſe
zu tun. (Sehr richtig!) Gerade wir ſollten bedenken, daß für

Loslöſungsbeſtrebungen ſtarke wirtſchaftliche Jntereſſen
ſprechen. Die Loslöſungsbeſtrebungen im Weſten werden nur Er-
folg haben, wenn die rheiniſchweſtfäliſche Wirtſchaft zu der Ueber

zeugung 1ommt, daß Deutſchland nicht mehr reorganiſiert warden
kann. (Sehr richtig)) Dann werden wir die rheiniſch-weſtfäliſche
Republik haben. it moraliſcher Entrüſtung können wir gegen
dieſe ökonomiſche Tatſache nicht ankommen. Ohne die ich ren
Jnduſtriebezirke aber iſt Deutſchland nicht lebensfähig. (Sehr
richtig) Die Deutſchöſter reicher ſind uns im Reiche will-
kommen, und wir erklären, daß wir uns ein geeintes Reich ohne
die Volksgenoſſen in Oeſterreich überhaupt mehr vorſtellen
können. (Stürmiſcher Beifall und i Nur die deutſche
Nationalverſammlung kann auch die moraliſ utorität aufbrin-

n, um ſich im nd und Ausland Beachtung zu verſchaffen.
isher iſt das auch das Programm der deutſchen Sozialdemokratie

eweſen (Sehr richtig!), und nicht nur bei uns, ſelbſt in Rußland
en die Beſten jahrzehntelang für dieſes Jdeal gekämpft. Erſt

dem Bolſchewismus war es v ten, hier eine Aende-
rung eintreten zu laſſen. Aber auch der Bolſchewismus war zu
nächſt für die Konſtituante, und erſt als ſie eine ihm nicht genehme
Mehrheit aufwies, jagte er ſie auseinander. (Zuruf: Er hat zu-
gelernt!) Man wird dort drüben noch einiges hinzulernen müſſen.
(Beifall.)

Die Diklatur einer Minderheil iſt unvereinbar mit Karl Marx,
der immer nur an eine Diktatur der Mehrheit gedacht hat. Mit
Marx hat der ruſſiſche Bolſchewismus nichts, aber auch gar nichts zu
tun. (Sehr richtig)) Der Bolſchewismus in Rußland hat aber den So
lalismus auf rzehute hinaus diskreliert. (Lebhafter Beifall.) Ganz
ußland friert und hungert, und nicht einmal die vorhandenen Roh

ſtoffe konnten richtig ausgenutzt werden. Man hat die alte Ordnung
zrſchlagen, ehe man eine neue Ordnung an die Stelle ſetzen konnte.
Die So ift kein Akt der Gewalt, ſondern das Ergebuls einer
o Erſwicklung. Man kann die neue Ordnung nicht im Hand
umdrehen an die Stelle der alten ſetzen. Der organiſche Entwicklungs
prozeß aber darf nicht geſtört werden. (Zuruf: Geiſtreich!) Von dieſer
Seite habe ich bisher nichts Geiſtreiches gehört. (Heiterkeit und Beifall.)
Wir in Deutſchland müſſen außerdem bedenken, daß wir im Augen
blick einen Mangel an Rohſftoffen haben, und wenn nichts zum Soziag-
lißeren da üt, kann eben dere Sozialismus nicht eingeführt werden.
Wenn wir in Deutſchland Lebensmitlel in Hülle und Fülle hätten,

die Dinge anders, dann könnten wir uns auf Experimente
einlaſſen.

Aber wenn dieſe Exprrimente gleich zum Zuſammenbruch führen
müſſen, dann müſſen wir langſam und mit Vorſicht vorgehen. Man
ſagt, die Wahlen zur Nationalverſammlung würden keine ſozialiſtiſche
Mehrheit bringen. Ich verſtehe dieſen Kleinmut nicht. (Zuſtimmung.)
Die Wahlen, die feit der Rerolution ſtattgefunden haben, beweiſen,
daß die Maſſen uns in hellen Scharen zuſtrömen. (Brifall.) Je eher
die Wahlen zur Nallonciverſaminlung jlalifinden, deſto ſicherer werden
ie eire ſozicliftiſche Mehrheit bringen. (Veifall.) Eerade weil der
größte Teil des deutſchen Volkes im Augenblick gegenüber dem allen
Syſt:m von einer völligen Hoffnungsloſigkeit erfült iſt, werden die
Maſſen für uns ſtimmen. Erſt wenn ſich herausſtellen ſollte, daß wir
der Desorganiſation nicht Herr werden, werden die Maſſen wieder den
Argumenten der andern Seite zugänglich ſein. Wir dürfen niemals
überſehen, daß wir bei den Wahlen auch auf die Schichten angewieſen
ſind, die nicht aus Ueberzeugung, wohl aber aus Sympathi: für uns
ſtimmen. (Sehr richtig) Im Augenblick iſt die überwiegende Mehr-
heit unſeres Volkes davon durchdrungen, doß nur wir Sozialiſten den
Neuaufvau bdewerkſtelligen können. Jch verſtehe überhaupt nicht, daß
es Parteigenoſſen geben kann, die zum Volke ein ſo geringes Vertrauen
haben. (Lebhafter Beifall.) Wir hoben uns ſtets als die Erben der
klaſſiſchen deutſchen Philoſophie bezeichnet und haben immer an die
Kraft auch moraliſcher Jdeen geglaubt. Da dürfen wir nicht klein
mütig ſein. (Beifall.) Die Kreiſe der Unabhängigen, die in dieſer
Frage auf unſerem Boden ſtehen, müſſen bei den Wahlen mindeſtens
mit uns zuſammengehen. Aber wir brauchen auch die Unterſtützung
bürgerlicher und intellektueller Kreiſe Den Einfluß dieſer Krei'e dürfen
wir nicht unterſchätzen. Jn Rußland hat der Str ik der Intelligenz im
November 1917 die ganze Revolution lahmgelegt. Bei uns wäre die
Folge eines ſolchen Streikes der

vöſſige Jnſammenbruch und Einmarſch der Enkenke.

Es kann nicht beſtritten werden, daß dieſer Einmarſch erfolgen wird,
wenn die Entwicklung ſich nicht im Rahmen der Ordnung bei uns voll
zieht. Björn BVjörnſon hat mir erſt jetzt mitgeteilt, daß der franzöſiſche
Geſandte in Chriſtiania ſich dieſer Tage ſo geäußert hat: „In Berlin
ſlehen die Dinge günſtig für uns. Wenn es ſo weitergeht, können wir
in 4 Wochen dort ſein. (Hört, hört!)) Auch die heute veröffentlichten
Mittilungen der Wafferſtillſtandskommiſſion und die Ausführungen
Wilhelm Foerſters im geſtrigen Vorwärts ſollten doch zu denken geben.
Jn Rußland geht die Entente gegen die Diktatur der Räte mit Waffen
gewalt vor und hätte ſie vermutlich längſt erledigt, wenn es nicht
Winter wäre. Glauben Sie wirklich, daß die Entente die Räteherrſchaft
in Deutſchland dulden würde, wo ſt militärlich hier ein viel leichteres
Spiel hälte? Meine Gegner ſetzen ihre Hoffnungen auf die Völker der
Entente. Jn dieſen Wein muß doch ſehr viel Waſſer gegoſſen werden.
Jm Augenblick ſpricht gar nichts für eine Revolulion bei den Enfenlke-
völkern. Auf dieſen Sandhaufen können wir keine Häuſer bauen. Aber
ſelbſt wenn es in Frankreich und Jtalien zu Revolutionen käme, könnten
wir vielleicht beſſere Friedensbedingungen bekommen, niemals aber das
wichtigſte, was wir brauchen, nämlich Nahrungsmittel und Rohſtoffe.
Dieſe Dinge bekommen wir von England und Amerika, und wie kann
man ernſthaft glauden, daß dieſe antiſozialiſtiſchen Länder der Welt
jetzt nach einem ſiegreichen Kriege Revolution machen werden? (Leb-
hafte Zuſtimmung.) Bei den letzten Wahlen in England hat Lloyd
George eine große Mehrheit erreicht. Die Folge wäre nur, daß auch
Frankreich und Jtalien wie wir zugrunde gihen würden und England
und Amerika würden unum'chränkt herrſchen. Wir Sozialdemokraten
müſſen daher auf das entſchiedenſte und nachdrücklich uns dagegen
wehren, daß unſere reine, klare, gute ſfozialiftiſche Gedankenwelt durch
bolichewiſtiſche Verſchrobenheiten ſabollert und diskretiert wird. (Stür-
miſcher Brifoll.)

Das kann nicht ſo weiter gehen,
ſoll unſere gute Sache nicht in der ganzen Welt Schaden erleiden.
(Erneuter Beifall.) Wir ſetzen unſeren guten Namen aufs Spiel,
wenn wir mit dieſer bolſchewiſt ſchen Sabotage an der großen
Gedankenfülle der ſozialiſtiſchen und demokratiſchen Jdeen auch nur
die geringſten Berührungspunkte haben. (Beifall.) Die Arbeiter-
und Soldatenräte ſind beſſer als ihr Ruf und ein Geſchichts-
ſchreiber wird günſt ger über ſie urteilen, als es die Gegenwart tut.
Sie mögen Geld verſchwendet haben, aber ſie haben auch Mil
liardenwerte gerettet, und ohne die Arbeiter und Sol
datenräte wäre die Kataſtrophe über uns hereingebrochen. (Sehr
richtig!) Aber die Aufgaben, die die Nationalverſammlung erfüllen
ſoll, können die Räte nicht erfüllen. Sie müſſen für dieſe Auf-
gaben der geſetzgebenden Nationalverſammlung Platz machen. Für
ihre eigenen Aufgaben mögen ſie weiter beſtehen und können viel
Gutes ſtiften. Jm Augenblick ſtützen ſie ihre Macht doch nur auf
die Bajonette, und ich muß ſagen, daß dieſe Stellung doch etwas
unſicher iſt. Es kommt dann nachher der ſtärkere Demagoge und
entreißt ihnen die Bajonette und dann wieder einer und ſo fort,
und wir haben dann den Kampf hier in Deutſchland, den Bürger-
krieg. Wir treten für die Nationalverſammlung ein im Jntereſſe
unſeres deutſchen Volkes, das wir aus tiefſter Seele lieben, und
dem wir auch in ſeiner gröften Not die Treue halten wollen.
(Stürm ſcher Beifall.) Wir brauchen die Nationalverſammlung
aber auch im Intereſſe unſerer Arbeiterſchaft und im Intereſſe der
Demokratie und des Sozialismus. Die Nationalverſammlung
allein kann dem

Willen des ganzen Bolkes
Ausdruck verleihen. Weil die Gefahr ſo groß und ſo nahe iſt, bitte
ich Sie, mit großer Mehrheit für meinen Antrag zu ſtimmen, der
verlangt, daß die Wahlen für die deutſche National-
verſammlung am 19. Januar ſtattfinden ſollen. (Stür
miſcher Beiſall und Händeklatſchen.) Sorgen Sie bitte bis dahin
für Aufklärung der Maſſen im ſozialiſtiſchen Sinne. Es iſt ja
wirklich nicht ſchwer, im gegenwärtigen Augenblick dem Sozialismus
zum Siege zu führen. Ein neues und beſſeres Deutſchland wollen
ift unſeren Kindern hinterlaſſen. (Stürmiſcher, lang anhaltender

Beifall.) tEingelaufen iſt ein Antrag, die Wahlen zur Nationalverſamm
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jung am 16. März ſtattfinden zu laſſen. Ferner legt der An
trag Däumig vor, der an dem Räteſyſtem feſthält und den
Räten die höchſte geſetzgebende und vollziehende Gewalt übertragen
will. Eine Kommiſſion ſoll eingeſetzt werden zur ſchleunigen Ausarbeitung eines allgemein gültigen l r die Krbeiter-,
Soldaten und Bauernräte. Auf Grund dieſes Wahlrechtes ſollen
dann die Wahlen zu dem Nationalkongreß der Arbeiter, Soldaten
und Bauernräte erfolgen, der die Entſcheidung über die zukünftige
Verfaſſung Deutſchlands haben ſoll. Bis dahin ſoll ein Zentral-
rat aus 53 Mitgliedern aus allen Teilen des Reiches die höchſte
Kontrollinſtanz ſein.Der Vorſtbende Leinert verlieſt eine g des Voll
zugsrates zu der geſtern erfolgten Verleſung der Erklärung des
Soldatenrates beim ſtellvertretenden Generalſtab. Der Vollzugsrat
teilt mit, daß der erwähnte Ettiſch bereits verhaftet und daß eine
Unterſuchung gegen ihn eingeleitet iſt. Dieſe Unterſuchung werde
ergeben, wem das r ob es Ettiſch wirklich unter
ſchlagen habe, und werde auch Klarheit über die Stellung
des Vollzugsrates ſchaffen.

Korreferent Däumlg- Berlin

peklagt ſich bitter über den „philiſtröſen Verlauf“ der Richskonferenz
und fährt dann fort. Die jubelnde n zur Nationalver-
ſammlung iſt gleichbedeutend mit dem Todesurteil des Rät:ſyſtems.
(Beifall und Ziſchen.) Das Räteſyſtem entſtand zuerſt 1905 in Ruß-
jand, und wenn es 1913 in Deut chland elementare Wurzeln faßte, ſo
deshalb, weil es die gegebene Organiſallonsform der modernen Re
vpolution iſt und ſein muß. Aber dieſem Räteſyſtem hängt ja der
Ludergeruch des Bolſchewismus an. Wir laſſen uns durch dieſen
Popanz nicht irre machen, ſo gefährlich iſt die Geſchichte nicht. Freilich,
in manchen Soldatenräten hat die Abneigung gegen den Bolſchewismus
feſten Fuß g:faßt und Flugblätter des Vollzugsrats ſind ſogar zurück
gegeben worden, weil man ſolche

bolſchewiſtiſchen Schandſchriften
nicht verbreiten wollte. Unſere eignen Klaſſengenoſſen ſind uns in den
Rücken gefallen, die Sozialdemokratiſche Partei und der Vorwärts noch
ganz kurz vor der Revolution. (Zurufe von den Linksradikalen: Das
waren die Auguſt-Sozialiſten.) Als aber dank unſerer gerirgee
und der Hilfe dir Kaſernen die Revolution geſiegt hatte, da lief die
Sozialdemokratiſche Partei hinter den zu uns ſtrömenden Maſſen her.
So wie das parlamentariſche Syſtem eine hiſtoriſche Notwendigkeit der
alten bürgerlichen Dewokratie war, ſo iſt das Räteſyſtem die nol
wendige Ausdrucksform der ſozioliſtiſchen Geſellſchaft. Als Sie Cohen,
der die Nationalver ſammlung und den früheren Wahltermin forderte,
ſo lebhaft applaudierlen, haben Sie Jhr eignes Todesurlteil geſprochen.
Neben der Natonalver ſammlung wird das Räteſyſtem nur Staffage und
Marion'tte ſein. Mit Hilfe der Nationalverſammlung werden die Ge
werkſchaften alten Stils die Arbeiterräte ganz ſchnell aus den Betrieben
herausdrängen. (Zuruf: Jſt ſchon geſchehen Wenn das Volk nur alle
zwei oder drei Jahre mit dem Stimmzettel zur Wahlurne läuft, ſo hat
es nicht den aktiven Anteil an den Geſchicken, auf dem allein ein neues,
kulturell und geiſtig frries Deutſchland beruhen kann.

Um 351 Uhr beginnt die
Diskuſſion.

Haas-Köln ſagt, wenn wir uns gegen die Nationalverſammlung
entſchieden, würden uns die Maſſen davonlaufen. Die ſeparatiſtiſchen
Beſtrebungen würden die Oberhand bekommen. Heckert- Chemnitz
polemiſiert gegen Cohen und Haas und verteidigt das Räteſyſtem.

Ablieferung des Eiſenbahn
materials.

Die deutſche Regierung hat bekannllich im Waffenſtillſtands
abkommen die Verpflichtung auferlegt bekommen, 5000 Lokomoliven
und 150 000 Eiſenbahnwagen an die Allilerlen abzugeben. Hierzu
muß das nötige Perſonal geſtelit werden. In dem Verkehrsperſonal
herrſcht vielfach die Anſicht, als beſtände für dasſelbe bei der Uebergabe
Geſahr für Leben und Freihell. Dieſe Anſicht iſt völlig unbegründet.
Das deuſſche Verkehrsperſongi kehrt alsbald nach der UAebergabe na
Deutſchland zurück. Um die Uebergabe zu beſchleunigen, werden dem
Perſonal ſolgende Vergünſligungen eingeräuml: Die Belreffenden er
halten ein Demobilmachun von 300 M. ſofern der einzelne Be
amke noch nicht im Feldeiſenbahndienſt käfig war, ferner Verpflegungs-
geld von käglich 15 M., eine ZJulage von käglich 21 M. für den als
Führer verwendeten Bedienſſefen, eine Julage von fäglich 12 M. für
den als Heizer verwendefen Bedienſielen.

Deulſche Waffenſkiſlſtandskommiſſion.

Das Programm der amerikaniſchen
Friedens abordnung.

Nach einer Meldung der Daily News unterbreitet die ameri
kaniſche Friedensabordnung auf der Friedenskonferenz in Paris
die folgenden fünf grundlegenden Punkte:

1. Der Völkerbund muß einen Teil des Friedensvertrages bil-
den, 2. die Freiheit der Meere muß einen der Hauptgrundſätze
darſtellen, die vom Verbard feſtgeſtellt werden, damit Amerika nicht
zum Bau einer Flotte zu ſchreiten braucht, welche groß genug ſein
muß, Amerika gegen jede willkürliche Aktion durch die eine oder
andere Nation ſicherzuſtellen, 3. es ſind dem Rechte entſprechende
Anſprüche gegen Deutſchland feſtzulegen, die auch des weiteren
beſtimmen müſſen, inwieweit und auf welche Weiſe Deutſchland
bezahlen kann und muß, 4. während die Friedensvorbeſprechungen
vertranlicher Natur ſein dürfen, muß die Endſitzung der Konfe
renz öffentlich ſein, 5. alle Friedensdelegierten müſſen als Ver-
treter einer neuen Welt konmen, nicht als Herrenmenſchen, denn
jede andere Haltung der Delegierten würde einen Frieden bedenten,
der Revanchegedanken zurücklaſſe und ſo den Grund zu neuen
Kriegen in ſich trage.

Die amerikaniſchen Delegierten ſind, wie verlautei, dafür,
Deutſchland in den beabſichtigten Völkerbund aufzunehmen, wenn
auch zunächſt nur auf eine Probezeit. Es wird von einem bereits
feſtgelegten Programm zwiſchen Lloyd George, Clemenceau und
COrlando geſprochen. Es wird jedoch angenommen, daß ihre Ver
einbarungen nur einen vorläufigen Charakter tragen und den
Zweck haben, eine feſte Grundlage für die Beſprechungen zu finden.
Wie erklärt wird, ſollen dieſe Vereinbarungen in der Hauptſache
die Frage der Entſchädigungen betreffen.

Die Verteilung des Raubes.
Berlin, 18. Dezember. La Victoire vom 14. Dezember fordert

die Wiedergutmachung des Unrechts von 1815, das heißt die
Zurückgabe des Landſtrichs von Aachen bis Trier an Belgien.
Außerdem ſei das Moſeltal bis Koblenz und die Eifel von
franzöſiſcher und lateiniſcher Bevölkerung bewohnt. Auch das
Grofherzogtum Luxemburg ſei nur eine diplomatiſche Geburt. Rechteſtehende Blätter wie Figaro und Temps befürworten

das Syſtem der Allianzen ohne Deutſchland an Stelle eines Völker-
bundes. Evenement und Rappel treten der Diskreditierung des
Völkerbundes ſowie einem Gewaltfrieden entgegen.
Journal du Peubles ſucht Wilſon für den Kampf gegen den
Jmperialismus in Verſailles zu ſtärken. Humanite proteſtiert
gegen die r der Arbeiterklaſſe durch die Regierung
bei der Begrüßun ilſons.Bern, a Dezember. Der Secolo veröffentlicht Bruchſtücke

einer Unterredung des zur Zeit in Paris weilenden Abgeordneten
Raimondo mit Clemenceau, in der dieſer beſtätigt. daß
Frankreich die Forderungen Italiens auf Trient und Trieſt
unterſtützen werde, zugleich aber die Hoffnung ausſpricht, daß ſich
Italien auf dem Friedenskongreß von dem Gedanken leiten laſſen
möge, ſich in der Adrig keinen neuen Feind zu ſchaffen. Dies

für Jtalien günſtigere territoriale Löfung, die nur Irredentismus
hervorrufen könne. In offenem Widerſpruch zu dieſen Ausfüh-
rungen Clemenceaus ſteht eine unter dem Vorſitz des Abgeordneten
Dance geſtern in Turin gefaßte Tagesordnung, in der der Wunſch
ausgeſprochen wird, daß Fiume vom Friedenskongreß Jtalien
zugeſprochen werde.

147 WMilliarden Kriegskoſten in
Frankreich.

Aus Paris wird 277 daß die c r s ſichauf insgeſamt 147 Milliarden Frank ufen. Die im Kriegs-
gebiet und durch kriegeriſche Handlungen, insbeſondere durch Luft-
angriffe, angerichteten werden auf fünfzig Milliarden
Frank veranſchlagt.

Die Amerikaner für die deutſche
Republik.

Laut Rheiniſcher Zeitung erklärte in dem rheiniſchen OrteAarweiler ein gneritamſcher Hauptmann, Führer der ameri-
kaniſchen Beſatzungstruppen, dem Soldatenrat gegenüber, die
Amerikaner kämen nicht als Feinde, ſondern als Freunde. Auch
betrachteten ſie ſich nicht als Sieger und wären gewillt, die junge
deutſche Republik zu feſtigen und aufrichtig zu helfen. Er erklärte
weiter, daß ſie jede monarchiſtiſche Beſtrebung und das Verhalten
Liebknechts und der Spartakusgruppe verurteilen, daß ſie aber
die republikaniſchen Beſtrebungen för dern würden. Sie wären
auch dagegen, daß das Rheinland an Frankreich angegliedert würde.

Die Vationalratewahlen im beſetzten
Gebiet.

Jn der Vollſitzung der Jnternationalen Waffenſtillſtandskom
miſſion in Spaa am 18. Dezember fanden eingehende Erörte-
rungen über die Einſchränkung der Verkehrsſperre
zwiſchen den beſetzten Gebieten und dem übrigen Deutſchland zwecks
Durchführung der Wahlen zur Nationalverſamm-
lung ſtatt. Der Vertreter der deutſchen Regierung überreichte
eine Note, in der ſchleunige Beſeitigung dieſer Verkehrseinſchrän-
kungen erbeten wurde, und fügte hinzu, daß es nicht nur im deut
ſchen Intereſſe liege, wenn baldigſt geordnete und verfaſſungsmäßige Zuſtände in Deutſchland hergeſtellt würden. Dies e die

Hauptaufgabe der Nationalverſammlung, in der das geſamte
deutſche Volk, alſo auch die Bevölkerung der links-
rheiniſchen Gebiete vertreten ſein müßte. Bei der gegen-
wärtigen Abſperrung dieſer Landesteile ſei aber die ordnungsmäßige
Vornahme von Wahlen ſowie die hierzu erforderlichen Vorbe-
reitungen ausgeſchloſſen.

Jn Beantwortung der Note gab General Nudant der Be
fürchtung Ausdruck, daß die Frage an hoher Stelle als zu allge-
mein gehalten betrachtet werden könnte, weil aus ihr nicht deut
lich hervorgehe, was deutſcherſeits verlangt würde. Die Wichtigkeit
der Wahlen ſei unbeſtreitbar und ihre ordnungsgemäße Durchfüh-
rung dürfe nicht beh ndert werden. Es käme jedoch darauf an, zu
wiſſen, was unter freiem Verkehr zwiſchen den Gebieten links
und rechts des Rheins zu verſtehen ſei. Es ſei klar, daß eine ge
wiſſe Anzahl Unruhe ſtiftender Elemente (elements de desordre)
nicht hin- und herreiſen dürfe. Bei Weitergabe der
Note in der vorliegenden Form würde ihm wahrſcheinlich geant-
wortet werden: „Das iſt zu allgemein gehalten,“ und dann könnte
ſich die Erledigung der Angelegenheit ſehr lange hinziehen.

Von deutſcher Seite wurden zu dieſer Frage nähere Angaben
in Ausſicht geſtelſt.

Sachſen und Nachbarſtaaten.
SGur Wohnungsfrage.

Der Arbeiter und Soldatenrat Dresden ſtimmte in ſeiner leitenSitzung einſtimmig folgendem Antrage zu: b v
Der Dresdner Ver. rev. A. und S.Rat erſucht die Regierung,

dafür zu ſorgen, daß alle die Forderungen des Kleinwohnüngs-
baues betreffenden Fragen ſo ſchnell wie möglich gelöſt werden, und
empfiehlt der Regierung insbeſondere folgende Maßnahmen:

1. die Errichtung eines Landeswohnungsamtes.

r L en r Gemeinden ufbringung ihres Anteiles an ukoſtenzuſchüſſenund dem anormalen Mehraufwande; dhenzuigag
3. Die Beſchaffung von Mitteln für den gemeinnützigen Klein-

wohnungsbau eventuell durch Errichtung einer beſonderen Pfandbrief-
bank mit ſtaatlicher Unterſtützung;

4. der Erlaß eines Enteignungsgeſetzes, durch wel
ches jeder Bodenſpekulation für die Zukunſt ein Riegel vorgeſchoben
wird. Das Geſetz muß ſo geſtaltet ſein, daß die notwendigen Enteig-
nungen ſehr ſchnell vorgenommen werden können. Bei Grundſtücken,
die bisher Beſtandteile eines land wirtſchaftlichen Betriebes gewefen ſind,
ſoll bei der Bemeſſung der Entſchädigung der landwirtſchaftliche Er
tragswert zugrunde gelegt werden.“

Millweida. Die hieſigen Grundſtücksbeſitzer künden mit Rücſicht
auf den erhöhten Aufwand an Steuern und Unterhaltungskoſten eine
Steigerung der Mietpreiſe an.

Landarbeitsordnung für die Provin Sachſen
und Anhalt.

Jn der Saalezeitung leſen wir:
Jn einer Sitzung unter Vorſitz von Oberpräſident Breyer in

Rathauſe in Magdeburg hat die beim Arbeitsnachweisverband
(Zentralauskunftſtelle) Sachſen-Anhalt errichtete Arbeitsgemein-
ſchaft ländlicher Arbeitgeber und Arbeitnehmer eine Landarbeits-
ordnung für die Provinz Sachſen und Anhalt auf Grund eines
von den Landarbeiterverbänden ausgearbeiteten und der in Ber-
lin zuſammengetretenen Arbeitsgemeinſchaft ländlicher Arbeit-
geber und Arbeitnehmer vorgelegten Vorſchlags beſchloſſen. Dir
von der hieſigen Arbeitsgemeinſchaft angenommene Ordnung enl-
hält Beſtimmungen über die Arbeitsverträge, Lohnzahlung,Naturallohn, Arbeitszeit, Kündigung, Arbeiterausſchüſſe, Shich

tungseinrichtungen, Frauen und Kinderarbeit uſw., dagegen nicht
über die Höhe der zu zahlenden Löhne. Die Landarbeitsordnung
gibt für die Feſtſtellung der Arbeitsbedingungen und Verträge
einen Rahmen, deſſen Ausfüllung im einzelnen, insbeſondere be
züglich der Lohnhöhe noch zu errichtenden gleichfalls paritäti-
ſchen Kreisarbeitsgemeinſchaflen überlaſſen wird; die gleich-
zeitig Schlichtungsausſchüſſe bei Streitigkeiten aus dem ländlichen
Arbeitsverhältnis ſein ſollen.

Die Verhandlungen über die Landarbeitsordnung waren von
dem Gefühl der Notwendigkeit äußerſter Produktionsſteigerung in
der Landwirtſchaft im Intereſſe des Volksganzen ſowie einmütigen
Zuſammenwirkens der Arbeitgeber- und Arbeitervertretungen ge
tragen. Erheblichen Anteil am Zuſtandekommen der Einigung
haben auch der A. und S. Rat Magdeburg und die Landwirtſchafts-
kammern Halle und Deſſau gehabt. Es iſt zu hoffen, daß es auf
Grund der gefaßten Beſchlüſſe möglich ſein wird, die Landwirtſchaft
mit den nötigen einheimiſchen Arbeitskräften an Stelle der mehr
oder weniger ganz ausfallenden ausländiſchen Arbeitskräfte zu
verſorgen, zumal zugleich ein großzügiger Ausbau des Arbeitsnach-
weiſes für die Landwirtſchaft in die Wege geleitet werden ſoll.

Politiſche Aeberſicht.
Deutſches Reich.

Wahlgeſetz zur preußiſchen Konſtituante.
Der Wahſgefetzentwurf zur preußiſchen Nationalverſammlung iſt

ſertig und wird in den nächſten Tagen veröffentlicht werden.

Braunſchweiger Verfaſſungsrecht.
Die vom Arbeiter- und Soldatenrat herausgegebene Braun-

ſchweigiſche ſozigliſtiſche Landeskorreſponden; ſchreibt in ihrer erſten
Nummer: „Die Regierung des Landes Braunſchweig wird auch
nach den Landtagswahlen in den Händen des Arbeiter- und Sol-
datenrates bleiben. Der Landtag hat lediglich geſetzgebende
Tätigkeit auszuüben. Dieſe geſetzgebende Tätigkeit des Landtages
kann nur darin beſtehen, die Ziele der Revolution durchzuführen
und zu verwirklichen. Jeder Landtag, der dieſer Aufgabe nicht
gerecht werden würde, der ſich anma en würde, darüber zu debat-
tieren, ob der Sozialismus durchgeführt werden joll, würde ſich
in Widerſpruch ſetzen zu der Regierung des Landes. Jn dieſem
Falle würde nicht die Regierung abtreten, ſondern der Landtag
würde abtreten. Das Volkskommiſſariat des Jnnern ſteht auf
dem Standpunkt, daß alſo der Landtag nicht verfaſſunggebend
ſein kann und daß er nicht über die Regierung des Landes be-
immen kann, ſondern daß er lediglich ein Organ der beſtehenden

Landesregierung zur Durchführung der Ziele der Revolution iſt.

Dieſe verfaſſungsrechtliche Auffaſſung der unabhängigen Braun-
ſchweiger wird nidt lange auf Widerſpruch zu warten brauchen.
Mit demokratiſcher Geſinnung hat ſie nichts mehr gemeinſam.

Kabinett und Polengefahr.
Die polniſche Gefahr darf, wie uns verſichert wird. nicht unter-

ſchätzt werden. Die Situation iſt namentlich durch den Abbruch derSe hungen, durch die Ausſchreibung von Wahlen ſeitens der War-

ſchauer Regierung in dem deutſchpolniſchen „T ilgebiet“ und die Gefahr
von Bandeneinfäſlen weſentlich verſchärft worden. Die preußiſche Re
gierung hält es für ihre Pflicht, ſich über dieſe Fragen mit der Reichs
leitung ins Benehmen zu ſetzen. Das preußiſche Miniſterkobinelt wird
ſich vorausſichtlich alsbald nach Schluß der Zentraltegung der deutſchen
Arbeiter und Soldatenräte mit dieſer Frage beſchäftigen.

Deutſch Oeſterreich.
Deutſch Oeſterreichiſche Nationalverſammlung.

Die Nationalverſammlung nahm nach längerer Beratung in
zweiter und dritter Leſung die Wahlordnung für die kon
ſtituierende Nationalverſammlung in der Faſſung des Ausſchuß-
entwurfes an. Ferner wurde das Geſetz über die Einberufung
der konſtituierenden Nationalver ſammlung angenommen danach
ſoll die konſtituierende Nationalverſammlung 16 Tage nach dem
Wahltage zuſammentreten.

Schweden.
Beide Kammern des Reichstages genehmigten einen Antrag des

Verfaſſungsausſchuſſes betreffend eine Regierungsvorlage über die
Aenderung des Gemeindewahlrechtes, die auf eine
durchgreifende Demokratiſierung abzielt. Jn der nächſten
ordentlichen Seſſion des Reichstages wird eine Regierungsvorlage
über die Veränderung des politiſchen Wablrechts folgen.
In der Debatte gaben alle Redner, die Linksſozigliſten ausgenom-
men, der Notwendigkeit Ausdruck, das Land durch dieſen Kompro-
miß vor ernſten Störungen des politiſchen Lebens zu bewahren.

wichtiger als einefür Italien und die Zukunft Europas ungle

Deffen. Das Landgericht hat das Urteil des Schöffengerichts, das
die rer des Reichsgaskommiſſars über die Erhebung eines Gas
r es ſür geſetzlich unzuläſſig erklärt hatte, be
ſtätigt.

Gewerkſchaftliches.
Ein Gewerkſchaftsführer gegen ſeine eigene

Gewerkſchaft.
Eine Mitgli derverſammlung des Zentralverbandes der Hand

lungsgehilfen in Hamburg nahm eine Reſolution an, die ſich mit
äußerſter Schärfe gegen die Schreibweiſe der Handlungsgehilfen-
zeitung wendet. Es heißt in dieſer Entſchließung unter anderem,
daß es Sache jedes einzelnen Mitgliedes ſein und bleiben muß, ſeine
politiſche Anſchauung für die richtige zu halten und ſie zu vertreten.
Die Gewerkſchaftsorgane müßten darin aber außer Betracht bleiben.
Dem Schriſtleiter einer Gewerkſchaſtszeitung könne nicht das Recht zugeſtanden werden, ein Verbandsorgan zur Verbreitung ſeiner polinſch-

bolſchewiſtiſchen Auſchnuuung zu mißbrauchen. Das Verbandsorgan fet
Eigentum des Verdandes und nicht perſönliches Eigentum des Redok
teurs. Aufgabe des Verbandes und ſeiner Organe ſei es, die Mitglieder
zu Gewerkſchaftlern zu erziehen. Sie zu politiſchen Kämpfern zu
machen, ſei Aufgabe der Partei.

Die Hamburger Mitgliedſchaft des Handlungsgehilfen- Verbandes

Verbandszeitung einzig und allein der politiſch neutrale Standpunkt der
Gewerkſchaft verireten wird und daß ſich das Organ nicht in den Streit
der politiſchen Gruppen hinrinmengt.

Die Hamburger Handlungsgehilfenorganifation hat ferner be
ſchloſſen, Nummern der Handlungsgehilfenzeitung, die einſeitige, bol
ſch wiſti che Propaganda treiben, nicht mehr an die Mitglieder weiter
ugeben.das Dieſer Proteſt der Hamburger Handlungsgehilfen richtet ſich

den Redakteur der Handlungsgehilfenzeitung, Paul Lange, einen
wildeſten Spariakusleute, die ungufhörlich predigen, die Gewerkſchaften
müßten durch neue Formen der proletariſchen Organiſation abgelöſt
werden. Nun führen gerode die Hamburger Handlungsgehilfen einen
lebhaften Kampf um die Anerkennung ihrer Gewerkſchaft als Ver
tretung der Handlungsgehilfen, während der Arbeiter und Soldatenrat
von ſich aus die Anſtellungsverhältniſſe der Handlungsgehilfen zu de
einfluſſen ſucht. Daß ihnen in dieſem Kampf von dem eignen Organ
Schwirigkeiten gemacht werden, hat wohl beſonders dazu beigetragen,
daß ſie ſo entſchieden Stellung gegen Paul Lange nahmen.

Aus aller Welt.
Der Streik im Ruhrrevier T

en, 19. Dezember. Sämmtliche Bergarbeiteraus
ſt ä im Ruhrrevier ſind durch Verhandlungen unter Mitwirkung
des A. und S.-Rates Eſſen beigelegt.

Deutſche Gefangene in England vernnglückt.
London, 19. Dezember. (Reuter.) Ein Laſtautomobil, in dem

ſich außer einer engliſchen Wache ſieben deutſche Kriegkgefangene
befanden, rannte in der Nähe von Farnham in England beim Aus
weichen vor einem anderen Automobil gegen eine Vöſchung. Drei
deutſche Gefangene und die engliſche Beſahung blieben unverletzk,
vier Deutſche wurden getötet.

Letzte Vachrichten.
Genf, 20. Dezember. Der Matin meldet: Auf Befehl des

franzöſiſchen Kommandeurs in Konſtantinopel, Admiral Amet, wer
den, nachdem die Aus weiſung aller Angehörigen der Mittel
mächte aus der Türkei erfolgt iſt, al le D eutſche n und Oeſte re
reicher nach Frankreich gebracht, um dort tnterniert
zu werden.

erſucht deh'r den Hauptvorſtand, energiſch dahin zu wirken, daß in der



HSonntag, 22. dezember, vorm. It/, Uhr, im Stadttheater

Karten zu 30 Pf. an der Theaterkaſſe. 9

Von den Garniſonkommandes ſind an den Ortse
Poſten aufzuſtellen und anzuweiſen, ſämtliche Militär-Auto
(Laſtkraftwagen, Perſonenkraftwagen, Krankenwagen, Krafträder)
anzuhalten, bei Tage mit einer roten Fahne, nachts mit einer
Laterne, deren Scheiben rot angeſtrichen ſind. Die Poſten ſtehen
in der Mitte der Straße.

Dem Poſten müſſen die Wagenführer vorzeigen: Führerſchein,
Zulaſſungsbeſcheinigung, Zuſatzausweis und Fahrtenbuch. Kann
ſich der Wagenführer durch obengenannte Papiere nicht ausweiſen,

ird der Wagen ſofort beſchlagnahmt. Die Beſchlagnahme iſt dem
neralkommando telegraphiſch zu melden.

Jm Einvernehmen mit Kraft 4 werden die Wagen der nächſten
Kraftwagenſammelſtelle zugeführt. (Vergl. Eingabe an Genkdo.
Kraftfahrreferent IV. A. K. Tgb. Nr. 7 vom 11. 12. 18.)

Magdeburg, 186. 12. 1918.
Von ſeiten des Generalkommandos.

Der Chef des Gen.-Stabes.
von dem Hagen, Oberſtleutnant.
Der an des IV. A. K.ock.

Die Verfügung Generalkommando V. M K. a W vom
5. 12. 1918 wird durch die Verfügung des K. M. IV Nr. 391/12. 18.
A. 7. V. vom S. 12. aufgehoben.

Auszug aus obiger K. M. Verfügung.
1. Vom 20. 12 an haben alle Militärkraftfahrzeuge der Kom

mandobehörden, der Truppen und Soldatenräte außer den üblichen
Wagenpapieren (Zulaſſungsbeſcheinigung und Führerſchein) Zu
ſatzausweiſe, die vom Generalkommando ausgegeben ſind, bei ſich
zu führen. Vom gleichen Zeitpunkte an verlieren alle nicht durch
dieſe Verfügung eingeführten Ausweiſe ihre Gültigkeit, gleichgültig
von welcher Behörde oder Dienſtſtelle ſie ausgeſtellt ſind.

Die Zuſatzausweiſe werden ausgeſtellt vom Generalkommando
IV. A.-K. Bearbeitende Dienſtſtelle iſt Kraftfahr- Referent beim
IV. A. K. Es werden außerdem ausgegeben Fahrtenbücher, die

e. die Zulgffung eines D

Das r pruft, ob die hle wagens im dienſtlichen Intereſſe unabweisbar
4. Militär- Kraftwagen ſind nur für dringend dienſtliche Zwecke

n verwenden. Die rung von weiblichen Perſonen und
indern iſt grundſätzlich verboten.

5. Alle im Dienſt von militäriſchen Behörden fahrenden Kraft
fahrzeuge müſſen mit einer ordnungsgemäß ilten K. M. Nr.
rege ſein. (Vergl. A. V. Bl. 1914 S. Nr. 340 vom 20.
10. 14.

Magdeburg, den 14. 12. 1918.
Von ſeiten des Generalkommandos.

Der Chef des Generalſtabes.
von dem Hagen, Oberſtleutnant.
Der Exekutivausſchuß des IV. A.K.

Bock.

Das Kriegsminiſterium Truppendepartement gibt unterm
4. 12. 18 Nr. 1809. 11. 18. A7 Vitelegraphiſch bekannt:

Nach Entſcheidung des Vollzugsrates iſt die Exekutive aus
ſchließlich Sache der Behörden. Durch Eingreifen örtlicher Ar
beiter- und Soldatenräte werden immer noch für Lebensmittel
und Kohlenverſorgung, ſowie Ernährung des Feldheeres dringend
benötigte unerläßliche Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des
Kraftfahrbetriebes empfindlichſt geſtört. Alle Betriebsſtoffe,
Kraftfahrgerätelager, Gummilager unterſtehen nach wie vor der
Kriegsrohſtoff- Abteilung bzw. Wumba Tatkraft Eingriffe in
deren Dispoſitionen gefährden das Ganze. Betriebsſtoff- und
Fahrzeug-Transporte dürfen von örtlichen Soldatenräten keines-
falls beraubt, angehalten oder beſchlagnahmt werden.

Zuſatz des Generalkommandos
Die Garniſontktommandos und Soldatenräte haben die Durch
führung vorſtehender Anordnung durch die ihnen zur Verfügung

nach dem eingetragenen Muſter auszufüllen ſind.

mZ

ftehenden Sicherheitsorgane überwachen zu laſſen.

Die schönsten

Die örtlichen Soldatenräte werden erſucht, ihrerſeits die Durch
führung zu underſtühen.

Nagdeburg, den 9. 12. 1918.
Von ſeiten des Generalkommandos

Der Chef des Generalſtabes.
von dem Hagen, Oberſtleutnant.
Der Exekutivausſchuß des IV. A.K.

Bock. Herrfurth,.

Städtiſcher VRahrungsmittelverkauf.
Eier. Sonnabend, vormittags von 8--10 Uhr Nr. 24 001-—27 000,

vormittags 10--1 Uhr: Nr. 27001--31000 der Lebensmittel
ſcheine in der Talamtſchule. Jede Perſon ein Ei für
42 Pf. Die Eier ſind nicht zum Kochen in der Schale.
Umtauſch innerhalb drei Tagen.

Käſe. Sonnabend, vormittags von 8--1 Uhr: Nr. 40301-42000,
auf Lebensmittelſcheine. Jede Perſon 55 g für 20 Pf. in
der Talamtſchule

Butter. Jn der Woche vom 23.--29. Dezember werden auf Ah
ſchnitt 52 der Fettkarte 45 Gramm verteilt. Preis 43 Pfg.
Verkauf Montag, dem 23. und Dienstag, den 24. Dezember.

Quark. Sonnabend, auf Abſchnitt 6 des Einkaufsſcheins über
Mokkereierzeugniſſe in a 7 Stellen: Scharfe, Rudolf
V 35, Meinhardt, Große Brunnenſtr. 36, Schwenke,

eſener Straße 68, Stein, Spitze 8, Berger, Volkmanns-
ſtraße 3a, Pfeiſſer, Volkmannsſtr. 11. Zugelaſſen ſind nur
diejenigen die bei den Vorgenannten zur Kundenliſte ange-
meldet ſind. Jede Perſon Pfund.

l1879] kaufen Sie preiswert belil

Weihnachtsgaben d. Lewin

Für den

Beſonders preiswert:
Kleiderſtoffe blaugrün karriert

100 em breit
Kleiderſtoffe blaugrün karriert

130 em breit
Kleiderſtoffe. blau, grün, braun, 130 em breit

gediegene Qualität

130 em breit

Seidenſtoffe
BluſenSeide

blau grüner Schotten
BluſenSeide

geſtreift, entzückende Farben
Bluſen-Seide

moderne Schotten

M. Schn
Juh. Johannes Hagenow

ſtele Oruppe für dheaerpfege

Fauſt Vortrag
herr Dr. w. Libe

Spielwaren
in großer Auswahl. Besonders vortelſhaft

Peuppen Schaukelpferde Schlitten

Köufhaus H. an

Leipziger Straße 87. [1876

Weihnachtstiſch
Meter 197*
Meter 240

00Meter 34.00 28.50 24

Koſtümſtoffe in marine, braun, grün 2 400Meter 39.50

Meter
Meter 1450 v 2

75Meter 16
Seiden-Taffet braun, blau, hellblau, roſa 2870

Meter

4ider
Halle a. S., Leipziger Straße 94

ma n a
Kakfeebrenne

C. F. Ritter
Leipziger Str. 90.

feczönchan

Klappenbach

Gr. Vrichetrage l.

Nähkasten

Nützliche

Weihnachts- Geschenke
IIIIXNEAXEMMMMMCMCGCECCCECE,CCCGEEXEXXCEEI,I)IXVIIIIEINX.kkAEECC,EGCCCCCENE

in großer Auswahl.

Herrenkrawatten Hosenträger
Hand- Arbeiten

Lampenschirme

Kadt-Dhene

Sonnabend, 21. Dezember
nachmittags 31 Uhr:
Schneewittchen.

Märchen von Görner.
Anfang 7.30. Ende gegen 9,30 Uhr

Ueber unſere Kraft,KXKonfektionierte Weißwaren See i vrernen
Blusen Sonntag nuchmittag:Fauſt, II. Teil.

Sonntag abend: Lohengrin.

Faſt neue echte

Möbel aller Art
Küchen, Schlafzimmer-Ein-
richtungen, Nußb.Schränke,
Vertikos, Sofas, Matratzengegr. Gr. Ulrich-W. F. Wollmer eSahsr, eKeener elti.

9 Schöne Puppenwagen 9
auch ſolche mit Gummiräbern

und Hyielwaren aller Ret
kaufen Sie vorkeilhaft bei

Theodor Lühe, Leipziger Straße 91

1875

Möbel
aller Art,

X
cränbe,

[us74

„Wintergarten“
[1544 Direktlon: Georg Arndt5.50

und

Forizztenmarsch,
Marseillaise,

Internationale u. 3.
f. Orcheſter, Klavier u. Chor. lgfrimmer

873J. Sünther verlag öden
Dresden 10. [1844 verkauft auf bequeme

Schuhe Teilzahlung
und Stiefel la Knole

werden beſohlt und repae ehe (900 Leipziger Str. ſi, 1. Etg-
Burgſtraße 48, p. r. ingang Sandberg.

Uhren, buld- u. Sherwaren

sind die schönsten Geschenkartikel!
Diese Artikel kauft man gut und preiswert in großer

Auswahl bei [1878

Kompl. Abhen,

V e
in in I nnin I un 1 nh l um I

A. Wei ß, Kleinschmieden 6
gegenüber Alex Michel.

Große Auswahl in Militär-Uhren.
Sigens Noparatur-1Dorfestatt.



Beilage zur Volksſtimme.
Nr. 295. Halle, Freitag den 20. Dezember 1918. 2. Jahrgang.

Halle und Saalkreis.
Halle, 20. Dezember 1918.

Zur Wahlbewegaung.
Die Deutſche demokratiſche Partei wendet ſich in einem Wahl

aufrufe an die Frauen und weiblichen Angeſtellten. Der Aufruf
beginnt mit den Worten: „Die ſozialiſtiſche Republik bedeutet
Klaſſenherrſchaft.“ Dann wird geſagt, die Sozialdemokratie nehme
„die Möglichkeit zu wirtſchaftlichem Aufſtieg“, die perſönliche Tüch-
tigkeit verliere jeden Antrieb, und da Deutſchland vom internatio
nalen Wettbetrieb ausgeſchaltet werde, würden durch die Sozial
demokratie Handel und Jnduſtrie niedergehen, ſtatt ſie wieder auf-
zubauen und zu geſunden.Dagegen Were die demokratiſche Republik, die keine Klaſſen-

intereſſen vertrete, jedem Tüchtigen das Recht, nach jedem Platze
im Reiche zu ſtreben. Darum ſollten ſich die Frauen und weib-
lichen Angeſtellten nicht der Sozialdemokratie, ſondern der deutſchene Aratiſchen Partei anſchließen.

Man merkt es dem Aufrufe an, daß ſeine Verfaſſer bisher
fortſchrittlich bzw. nationalliberal geweſen ſind; denn die Aus-
führungen atmen noch ganz den Geſſt ihres ſeligen Eugen Richter.
Es iſt eine völlige Umkehrung der Tatſachen, wenn behauptet wird,
die Sozialdemokratie erſtrebe eine Klaſſenherrſchaft. Die
ſozialiſtiſche Geſellſchaft kann nur klaſſenlos ſein, d. h. es
wird dann eben keine Klaſſen und keine Klaſſenvorrechte
mehr geben, die allerdings von der Deutſchen demokratiſchen Partei
aufrechterhalten werden möchten. Denn der Hinweis auf das
Recht des Tüchtigen, nach jedem Platze im Reiche zu ſtreben, iſt
nichts weiter als der Köder, daß Geldſacks-, Stellungs- und Ge-
burtsvorrechte wie bisher ihre gefährlichen Wirkungen ſollen aus-
üben dürfen. Gerade gegen alle Vorrecht s wirtſchaft, und nur

egen dieſe, gewährt die Sozialdemokratie den ſicherſten Schutz.&s würde den Verfaſſer des Aufrufes unmöglich ſein zu beweiſen,

daß in der ſozialiſtiſchen Geſellſchaft es irgendwem verwehrt wäre,
„nach jedem Platze im Reiche zu ſtreben“. Was ferner vom Nieder
gange von Handel und Jnduſtrie geſagt wird, iſt ohne Sinn und
Verſtand. Der Welthandel muß aufrechterhalten bleiben, weil
wir ſonſt nicht in der Lage wären, die vom Auslande zu beziehen
den e der Rohſtoffe zu bezahlen. Allerdings wird derWelthandel der Zukunft des imperialiſt. ſchen Charakters entkleidet
ſein, den er bisher beſaß, und der uns den fluchwürdigen Krieg ge
bracht hat. Wenn jetzt in einzelnen Fällen wilde Lohnforderungen
geſtellt worden ſind, die in der Tat Handel und Induſtrie unmöglich
machen würden, ſo haben ſchon die Gewerkſchaften ſich nachdrück-
lich dagegen ausgeſprochen. Es handelt ſich dabei um revolutio-
näre Zuckungen, die von ſelbſt wieder verſchwinden werden, ſobald
die Verhältniſſe ſich gefeſtigt haben. Wollen die Frauen und die
weiblichen Angeſtellten ihre Rechte und Freiheiten und auch die
wirtſchaftliche Unabhängigkeit und Selbſtändigkeit ſichern, ſo dürfen
ſie ſich n ich t der demokratiſchen Partei anſchließen, deren Grund
ſätze ſchon längſt in Amerika und Frankreich herrſchen, wo Männer
und Frauen trotzdem unker der alten kapitaliſtiſchen Knute ſtehen,
ſondern ſie müſſen Anſchluß ſuchen in der Sozialdemokrati-
ſchen Partei Deutſchlands, die ſich ſchon ſeit Jahrzehnten
der Frauen angenommen hat, aber dabei gerade von bürgerlich
demokratiſcher Seite, von den früheren Liberalen und Freiſinnigen,
heftig bekämpft worden iſt. Bebels Buch Die Frau und der
Sozialismus war der erſte wirkſame Kampfruf für die Frau.
Jetzt hat er zum Siege geführt. Wollen die Frauen nicht wieder
in die alte Hörigkeit verſinken, ſo dürfen ſie dem Eiapopeia der Frei-
ſinnigen und Demokraten nicht folgen.

Das Elend der Jnvaliden und
Arbeiterpenſionäre.

Dem Volksblatt entnehmen wir:
Aus den Kreiſen der Jnvaliden- und Altersrentner und Ar-

beiterpenſionäre geht uns ein Notſchrei zu, deſſen Berechtigung ſich
kein ſozial fühlender Menſch entziehen kann. Den Beamten ſind
Gehalt, Penſion und ſonſtige Bezüge zugeſichert worden und man
hat ihnen, da ein Abbau unſerer Lebensmittelpreiſe leider noch
nicht eingetreten iſt, größere Teuerungszulagen bewilligt. Für
die geſamte arbeitende Bevölkerung iſt durch Einführung der Ar-
beitsloſenunterſtützung geſorgt. Nur an die Aermſten der Armen,
die Jnvaliden- und Altersrontner, hat man bisher nicht gedacht.
Trotzdem ſie in den letzten vier Jahren bei einer durchſchnittlichen
Monatsrente von nur 20 M. und den enormen Lebensmittelpreiſen
Not und Elend in vollſtem Maße kennen gelernt haben, hat man
ihnen erſt 1917 eine monatliche Teuerungszulage von 8 M. gewährt,

Ende gut, alles gut.
161 Erzählung aus dem Ries von Melchior Meyr.

Kaſpar hatte gefragt, wo ſie herkämen nicht um es
erſt zu erfahren, ſondern um vor ihnen und Michel zu ver
bergen, daß er es ſchon wußte. Nach der Antwort des Alten
fragte Michel, wie's den Eheleuten ginge und wie der jungen
Frau die Haushaltung anſchlüge! Hierauf gab die Gret
erfreulichen Beſcheid: ſie kämen gut fort und hauſten recht
ut zuſammen. Anknüpfend an dieſes gute Zuſammen-
uſen nahm der Diskurs eine heitere Wendung. Kaſpar

ging voran, und Michel bewies, daß er auch Spaß machen
konnte, wenn's darauf ankam. Jn dem Behagen, das er
empfand, war es ihm geradezu unbegreiflich, wie ihm vor
der Gret jemals das Reden hatte ſchwer werden können!
Beim Teufell! Heut' konnte er ſchwätzen mit ihr wie mit
ſeiner Mutter! Fragen Antwort geben alles dünkte
ihm ein Spaß! was war das doch für ein Unſinn früher?

Der Umſtand, daß er ſich endlich in der Stimmung
fühlte, nach der er getrachtet hatte und die er allein ſeiner
würdig hielt, erfüllte ihn jetzt mit einem gewiſſen Stolz
und einer eigentümlichen Sicherheit. Die Gret war auch
ſo vergnügt, daß ein Blinder hätte ſehen müſſen, wie ſie
ſich freute, bei ihm zu ſitzen! Die Furcht, als könnte ſie den
Schneider gern haben, war eine Dummheit, die größte die
ihm jemals vorgekommen! Den Schneider! So ein Mäd-
chen! Nein Er er ſelbſt war der Glücklichel! Das
war klar, daran konnte nur ein Narr zweifeln! Aber
heute wollte er auch ſein Wort anbringen! Heut' auf dem
Heimweg wollte er ſich an ſie machen, alles friſch weg her-
ausſagen das ſtand feſt und auf den Herbſt ſollte
die Hochzeit ſein!

Unterdeſſen hatte man das Bier nicht warm werden
laſſen. Auch die Gret, die ſich durſtig gelaufen, tat aus
der Bitſch, wo man's nicht ſah, etwas beſſere Züge, als ſie's
aus einem Glaſe gewagt hätte. Sie war in der Tat von
ganzer Seele vergnügt. Michel in ſeiner Unbefangenheit,

n

ſo daß ſich jetzt ihre Unterſtützung auf ſage und ſchreibe täglich
90 Pf. beläuft. Während des Krieges war freilich eine Anzahl
Jnvaliden in der Lage, Nebenbeſchäftigung zu finden, aber das
hat ſich jetzt vollſtändig geändert, und mit der Zunahme der Arbeits
loſigkeit und dem Angebot vollkräftiger Arbeiter ſind dieſe Minder-
wertigen wieder auf die Straße geſetzt. Noch viel ſchlimmer ſteht es
mit denen, die als Ganzinvalide, wie Blinde uſw., keine Arbeit ver-
richten konnten und nur auf dieſe Rente von täglich 90 Pf. an
gewieſen waren. Dabei iſt noch zu bemerken, daß ſie ſich dieſe ihre
Rente durch eine jahrzehntelange Beitragsleiſtung erworben haben,
während man den jetzigen Arbeitsloſen die Fürſorge ohne jede
Gegenleiſtung gewährt. Leider ſind die Jnvaliden infolge ihrer
Gebrechen und materiellen Umſtände. nicht in der Lage, auf dem
Plan zu erſcheinen, um in großen Verſammlungen die Berechtigung
beſſerer Daſeinsbedingungen klarzulegen. Ein Blick auf die in
den erſten Tagen eines jeden Monats vor den Poſtanſtalten ihrer
Unterſtützung harrenden ausgemergelten Geſtalten muß in jedem
Volksgenoſſen das Gefühl erwecken: „Hier tut dringende Abhilfe
doppelt not!“

Die Arbeiterpenſionäre, die auf Grund ihrer früheren Tätig-
keit in ſtaatlichen Betrieben Anſpruch auf eine Penſion haben, ſind
ja ein klein wenig beſſer daran, als die nur auf die Jnvaliden-
und Altersverſicherung angewieſenen Leute. Aber auch dieſe Pen-
r führen jetzt einen verzweifelten Kampf um das nackte

eben.
Das alte Regierungsſyſtem hat ſich nicht um dieſes Elend ge

kümmert. Es kann wohl erwartet werden, daß die neue ſozialiſtiſche
Regierung ſich endlich tatkräftig der Bedauernswerten annimmt
und ihnen ein menſchenwürdiges Daſein verſchafft. Aber Eile
ift geboten. Man bereite dieſen Armen eine Weihnachtsfreude, in-
dem man ihnen zunächſt eine einmalige Teuerungszulage gewährt.

Der Soldatenrat in Halle nahm in ſeiner geſtrigen Sitzung
nach Verkeſung des Protokolls zunächſt den Bericht des Vorſitzenden
über die Soldatenverſammlung vom vorigen Dienstag
entgegen, jener Verſammlung, die gleichſam als eine Gerichts
ſitzung über den Soldatenrat gedacht war, und zu der ſich denn
auch zirka 1500 Soldaten eingefunden hatten; ebenſo war der
Soldatenrat ſelbſt durch eine ſtattliche Anzahl ſeiner Mitglieder ver-
treten. Der Vorſitzende gab nun in zuſammenfaſſender Weiſe
ſeine Eindrücke wieder, die er aus der Verſammlung mit heim-
genommen hat. Er ſei ſehr geſpannt geweſen, welche Vorwürfe
man dem Soldatenrat zu Halle mache. Lange Zeit hätte ſich erſt
gar keiner zu Worte gemeldet, dann aber ſei ein einziger von den
1500 Mann mit einer Beſchwerde hervorgetreten, weil ſeine Ein-
gabe gegen die Verwendung eines unbeliebten Feldwebels als
Angeſtellter einer Hommiſſion nicht erledigt worden iſt. Jhm ſei
wirklich nicht recht klar geworden, was der Wunſch der Verſamm-
lung geweſen ſei. Eine auf der Heimfahrt aufgefangene Aeuße-
rung eines Soldaten: Wir haben wenigſtens einmal wieder ein
bißchen Klammauk gemacht, treffe vielleicht die Sache. Man
meine, daß der Soldatenrat ſtark die Anſicht der Mehrheitsſozia-
liſten vertrete und andere nicht zu Worte kommen laſſe. Er weiſe
das zurück; es ſei aber Pflicht des Soldatenrats, ſich gegen die An-
griffe einer kleinen Gruppe, ob ſie von rechts oder links komme, zu
ſchützen. Jedenfalls habe der Soldatenrat keine Kritik von außen
zu ſcheuen. Alle Angriffe erwieſen ſich als haltlos. Er habe den
Eindruck gewonnen, man betrachte alles durch die Parteibrille.
Man wolle den Soldatenrat ummodeln in der Weiſe, daß er
nur aus Unabhängigen beſtehe. Seiner Anſicht nach
müſſe aber der Soldatenrat jeder Parteirichtung Rech-
nung tragen. Wenn es anders wäre, würde man ſchon nach
8 Tagen die Unzufriedenheit in der Garniſon haben. Wenn man
gegen die Vertrauensleute der Kompagnie nichts einzuwenden
habe, tue auch der Soldatenrat, der ſich doch aus den Vertrauens
leuten zuſammenſetze, ſeine Schuldigkeit. Auf den Einwurf des
Kameraden Brockhus, man wolle keine Offiziere im
engeren Rat, gegen ihr Verbleiben im weiteren Rat habe man
nichts einzuwenden, erklärte der Vorſitzende, daß doch die Be

Kamerad Jänicke bezweifelte, daß eine ſolche Verſammlung
überhaupt ein Recht habe, den Soldatenrat abzuſetzen. Bei ſolchen
Plänen müßten doch von den Kompagnien erſt neue Vertrauens-
leute gewählt werden, die dann erklären müßten, ob ſie mit dem
Soldatenrat zufrieden ſeien oder nicht. Kamerad Ferchland
bemerkte, daß die Hauptaufgabe der Soldatenräte ſei, die Revo-
lution zu ſichern. Er krit.ſierte dabei die Regierung, die mili-
täriſche Maßnahmen (Grenzſchutz nach Oſt und Weſt) ganz ſo ge-
heim behandle wie die alte Regierung. Man müſſe aber Klar-
heit darüber haben, welchem Zweck die Armeen dienen. Der Vor-
ſitzende teilte dieſe Anſicht nicht. Man könne hier nicht beurteilen,
welche Gründe die Regierung für die Maßnahmen habe; ſie dar-
zulegen, dürfe ſich doch nicht empfehlen, da dann ſicher mit Gegen-

ſeiner guten Laune, gefiel ihr ausnehmend. Er war ſchöner,
als er ihr ſonſt vorgekommen, und offenbar auch viel ge-
ſcheiter! Die Neigung, die ſie immer für ihn gehegt hatte,
ſteigerte ſich dieſen Abend zu dem ernſtlichſten Wohlgefallen,
und ſie empfand das lebhafteſte Verlangen, ihn endlich zur
Erklärung zu bringen. Daß ſie ihm gleichfalls heute nicht
weniger gefiel als früher, davon erlangte ſie gewiſſe Ueber-
zeugung, und in der Hoffnung, einen ſolchen Prachtburſchen
zum Mann zu bekommen, wuchs ihr Vergnügen zu einer
Art von Uebermut. Sie neckte den Glücklichen von wegen
weil er auf die Mädchen nichts gebe, was ein Unglück und
eine ſchlechte Ehre ſei für ſie. Michel erwiderte: auf ihn
käme nichts an, da gebe es andere, zum Beiſpiel den jungen
Schneider, der in der Fremd' geweſen ſei und draußen
Dinge gelernt habe, wo ſie im Dorf nichts davon wüßten.
Das wäre ein Kerl, der könne den Mädchen ſagen, was ſie
gern hörten! Worauf die Gret verſetzte: Der Schneider ſei
allerdings „a gallants Bürſchtle,“ an dem könnte ſich man-
cher ein Exempel nehmen; aber es gebe ebenſo vornehme
Burſche, die der Meinung ſeien, für ſie wäre keine gut
genug uſw. uſw. Dieſem kleinen Gefecht hörte Kaſpar
mit Vergnügen zu, weil er ſeinen Plan dem Gelingen zu-
reifen ſah; der Maurer ergötzte ſich daran, ohne den Ernſt
hinter dem Spaß gewahr zu werden. Zuletzt, nachdem ſie
einen Moment vor ſich hingeſehen, ſagte das Mädchen: „Wie
wär's, wammer (wenn wir) auf da' Felſa naufgeanget, ſo
lang d'Sonn' no' ſchei't? Mir iſch, als ob's et ſonders
ſchöa' ſei müeßt do droba'!“ Der Maurer wandte ein,
es möchte doch zu ſpät ſein; ſie müßten heim. Allein die
Gret bat, die Kameraden traten dem Vorſchlag bei und der
Alte fügte ſich.

Der nächſte Weg vom Keller zum Felſen geht hinter dem
Brauhauſe vorbei. Man gelangt, wenn man eine Treppe
emporſteigt, auf einen gräſigen Platz, der meiſt eben um
den Felſen herumläuft ehemals der innerſte Hof des
Schloſſes. (Er iſt jetzt in eine hübſche Anlage verwandelt.)
Als unſere kleine Geſellſchaft auf ihm der ſüdweſtlichen Seite
zuging, neigte ſich die Sonne ſchon den fernen Anhöhen zu.
Vom Keller an hatte ſich Michel zu dem Maurer geſellt. Wir
wiſſen, daß er den Entſchluß gefaßt, ſeine Wünſche auf dem

ſchlüſſe vom weiteren Rat und nicht vom engeren gefaßt würden.

maßnahmen gerechnet werden müſſe. Ein dann auf die Tagesord-
nung geſetzter Antrag auf Kontrolle der Löhnungs-zahlung durch einen Vertrauensmann wird, nachdem tiargeleg,

daß es einer ſolchen Maßnahme gar nicht mehr bedarf, da den
vorhandenen Vertrauensleuten das Recht ſowieſo ſchon zuſteht,
zurückgezogen. Durch einige Vorkommniſſe wurde erneut die
Gefangenenfrage angeſchnitten. Kamerad Ferchland
wies darauf hin, daß nach einer Anweiſung der Regierung ſich die
im hieſigen Gefangenenlager befindlichen italieniſchen Offiziere
frei bewegen dürften. Nur die Transportſchwierigkeit hinderten die
Zurückführung in deren Heimatland. Da müſſe alles getan wer-
den, um Reibungen zwiſchen dieſen einerſeits und den deutſchen
Soldaten oder Zivilperſonen anderſeits zu vermeiden, wodurch
leicht Haß geſät würde. Die ſich anſchließende Ausſprache ließ er-
kennen, daß man im allgemeinen das Verhalten der italieniſchen
Offiziere für taktvoll hält. Unter ihnen ſeien aber auch Elemente,
deren Verhalten eine ſcharfe Kritik herausforderte. Denn wenn
z. B. ein italieniſcher Offizier einem hieſigen Soldaten die Zu-
mutung geſtellt, ihn in Verbindung mit Halbweltdamen zu bringen,
wenn andere ſich in einem Lokal ein Zimmer reſervieren ließen,
um dort mit deutſchen Mädchen allein zu ſein, ſo ſei das ent-
ſchieden zu verurteilen. Jn einem Zwiſchenruf wurde allerdings
zum Ausdruck gebracht, daß die Hauptſchuld an ſolchen Vor
kommniſſen die Mädchen trügen. Schließlich ſchloß man ſich aber
der Anſicht des Vorſitzenden an, daß die italieniſchen Offiziere in
erſter Linie Selbſtzucht üben, und ihre unſicheren Elemente ſelbſt
im Zaum halten müſſen. Kamerad Ferchland wurde beauftragt,
in dieſer Richtung hin durch den Kommandeur des Gefangenen-
lagers zu wirken, gleichzejtig auch durch die Preſſe Richtlinien fürdas Publikum über die Vehandlung der Gefangenen zu geben.

Ein Antrag Freling will ſchließlich Klarheit geſchaffen
wiſſen über die Stellung der deutſchen Offiziere
zur Republik. Alle Offiziere, welche die Republik anerkennen
und darauf den Eid leiſten, könnten dann in ihren Stellungen ver
bleiben, während die übrigen entlaſſen werden müßten. Es wurde
von anderer Seite darauf aufmerkſam gemacht, daß auf dem Räte-
kongreß die Vereidigungsfrage bereits angeſchnitten ſei, es emp-
fehle ſich vielleicht, den Beſchluß der Regierung abzuwarten. Von
dritter Seite wurde betont, die Regierung müſſe erſt eine Ver-
faſſung ſchaffen, auf die dann der Eid zu leiſten ſei. Der Antrag-
ſteller hielt es aber für notwendig, daß dem Rätekongreß in Berlin
durch unſern Vertreter Adler die Stellung des hieſigen Soldaten-
rats zu dieſer Frage unterbreitet würde. Der Antrag wurde mit
großer Majorität angenommen.

Der Verband Halliſcher Frauenvereine richtet ſich an die
Väter von erwachſenen Töchtern in folgenden Worten: Deutſche
Familienväter! Euren Frauen und Töchtern von 20 Jahren an
iſt das Wahlrecht verliehen worden! Jhre Stimmen werden bei
den Wahlen zur Nationalverſammlung maßgebend ſein, denn die
Frauen ſind in der Ueberzahl, es gibt etwa 3 Millionen mehr weib-
liche Wähler als männliche. Wir wenden uns an die Familien-
väter, die nicht einverſtanden ſind mit dieſer Neuerung. Wollt
Jhr in Eurem Unmut Eure Frauen und Töchter zurückhalten mit
der Begründung: die Frau gehört ins Haus? Bedenkt, was Jhr
tut. Wer wählt, unterſtützt die Partei, der er ſelbſt angehört.
Wer ſeine Frau und Töchter aufklärt über die Ziele ſeiner Partei
und ſie für ſie gewinnt, verſtärkt ſie um ein Vielfaches. Wer nicht
wählt, ſtärkt die Partei der Gegner.

Armenpfleger. Die Stadtverordnetenverſammlung hat zu
Armenpflegern gewählt im 15. Armenbezirk an Stelle des Kauf
manns Herrn Hecke den Kaufmann Bruckauf, Königſtraße 79,
im 26. Armenbezirk an Stelle des Privatmanns Herrn Burkart
den Tiſchlermeiſter Herrn Martin, Wörthſtraße 13.

27000 Kerzen kommen in den nächſten Tagen in den durch
Aushängeſchilder kenntlich gemachten Geſchäften zum Verkauf. Die
Preiſe pro Stück betragen: 25 Pf. (Sorte I, 30 Zentimeter lang,
dünn), 20 Pf. (Sorte II, 23 Zentimeter lang, dünn), 40 Pf. (Sorte
III, 20 Zentimeter lang, dick). Höhere Preiſe dürfen weder ge-
fordert noch gezahlt werden. Da die zur Verfügung ſtehende
Menge an Kerzen nicht für ſämtliche Haushaltungen ausreicht,
können bei der Verteilung nur die kinderreichen Haushaltungen be-
rückſichtigt werden. Die Händler ſind daher angewieſen worden,
die Kerzen nur auf Vorlage der Lebensmittelſcheine mit blauem
Rand und an Haushaltungen mit Kindern bis zu 12 Jahren ab-
zugeben. Je eine ſolche Haushaltung erhält eine Kerze. Die
übrigen Haushaltungen können, ſoweit der Vorrat reicht, erſt nach
den vorſtehend genannten berückſichtigt werden.

Die Zigarrenköpfchen- Vereinigung zu Halle a. S. hält am
25. Dezember, den 1., Feiertag, vormittags 11 Uhr, in der Kaiſer-
Wilhelms-Halle, Neuè Promenade, ihre 42. Weihnachtsbeſcherung
für arme Waiſenkinder ah und ſind Freunde wie Gönner zu dieſer
Feſtlichkeit herzlichſt eingeladen.

J --Wm- ——ZDZHeimweg anzubringen; er folgte daher um ſo eher einem
inſtinktmäßigen Trieb, nach der geſchehenen Annäherung ſich
wieder ein bißchen zurückzuziehen, die Gret dem Kaſpar zu
überlaſſen und zur Hauptaktion neue Kräfte zu ſammeln.
Das war aber nicht die Rechnung des Mädchens, die das
Beſteigen des Felſons eben vorgeſchlagen hatte, um dem
Michel zu weiterer Annäherung Gelegenheit zu bieten, in der
Hoffnung, einen Moment herbeiführen zu können, wo ihm,
der einmal im Zuge war, das Schloß vom Munde fallen
ſollte. Wie ſie nun, am Felſen angekommen, ihn ernſthaft
mit dem Vater diskurieren und zurückbleiben ſah, warf ſie
einen Blick des Bedauerns auf den Liebhaber, der die gute
Gelegenheit verſäumte, mit ihr aufzuſteigen und ihr allen-
falls dabei zu helfen. Damals war der Weg (er befindet ſich
auf der Südweſtfeite) noch nicht ſo bequem wie jetzt, wo neue
Treppen in den Felſen gehauen ſind. Kaſpar, der mit der
Gret hinanſtieg, kam einmal in den Fall, ihr die Hand reichen
zu müſſen, um ſie einige Schritte zu führen; und es iſt zu
vermuten, daß ſich dieſe Notwendigkeit für Michel öfter er-
geben hätte. „'s iſt doch a'n o'g'ſchickter Menſch,“ ſagte ſie
ſich. Aber ein Gedanke beruhigte ſie wieder: Vielleicht
will er ſe bei mei'm Vader wohl dra' macha', des g'höart on
zor Sach', obwohl der ner dagega' haba' wurd o konträr!“

Alle waren endlich auf dem Gipfel angekommen. Man
ging hin und her und ſchaute. „Ei, wie ſchön!“ rief die
Gret und hing mit freudigem Blick an der Landſchaft. „Du
hoſt rebcht,“ ſetzte der Maurer hinzu. „'s iſt wärle der Müh'.
weart g'weſa', daß mer (wir) raufganga' ſind.“

Der Bauer iſt kein ſchwärmeriſcher Bewunderer der
ſchönen Natur. Zunächſt weil er überhaupt nicht ſo leicht
ſchwärmt; dann aber weil er gewiſſermaßen ſelber zur
Natur, zur Landſchaft gehört und mit ihr auf zu vertrautem
Fuße lebt, um über ihre Erſcheinungen außer ſich zu kommen.
Ein recht ſchöner Anblick verfehlt aber auch auf ihn ſeine
Wirkung nicht; er freut ſich darüber herzlich und kindlich
und das Ries im Schein der Abendſonne iſt ein Vild, deſſen
Reiz auch die ſubſtantiellere Natur eines eingeborenen Dorf
bewohners zu ergreifen vermag.

(Fortſetzung folgt.)
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Theater. Sehens würdigkeiten uſtv.
Stadttheater. Heute, Freitag, 20. Degbr., wird die Oper „Coſi

fan tutte“ von Mozart wiederholt. Sonnabend nachmittag
334 Uhr „Schneewittchen“, abends 734 Uhr „Ueber unſere Kraft
1. Teil, Schauſpiel von Björnſon. Unter der Spielleitung vonOber ſpielleiter Theo Modes ſind beſchäftigt die Damen Seiten

nken, Hedwig Jonas, Helene Hartmann, Dora Debicke, Erika
Michael und die Herren Eugen Teuſcher, Kurt Wilcke, Kurt Schrei-
ber, Hermann Wedding, Adalbert Kriwat, Theo Schmaus, Willy
Schur, Konſtantin Jarocki, Georg Lippert. Sonntag nachmittag
3 Uhr Volksvorſtellung „Fauſt I', (2. Hälfte: Gretchentragödie).
Hierbei ſei nochmals auf den Sonntag vormittag 1136 Uhr ſtatt-
findenden Vortrag des Herrn Dr. phil. Wolfgang Liepe über
Goethes „Fauſt“ hingewieſen. Dre Vortrag, veranſtaltet von der
freien Gruppe für Theaterpflege, wird ganz beſonders für die Be-
ſucher der angeſetzten Aufführung von „Fauſt I (Gretchentragödie)
von großem Jntereſſe ſein, wie er auch als wertvolle Ergänzung
zu der bereits gehabten Aufführung „Fauft I (Prolog im Himmel
bis Hexenküche) anzuſprechen iſt. Die Plätze zu dieſem zirka eine
Stunde währenden Vortrag werden täglich an der Theaterkaſſe zum
einheitlichen Preiſe von 30 Pf. ausgeloſt. Sonntag abend 7 Uhr
„Lohengrin“, Montag „Coſi fan tutte“, die Dienstags-Stamm-
karten (Heiligabend) gelten am Montag, dem 23. Dezember.

Thalia- Theater. Am Sonntag, dem 22. Dezember, findet ein
Gaſtſpiel des Stadttheater-Perſonals im Thalia-Theater ſtatt.
Zur Aufführung kommt das reizende Luſtſpiel „Die goldene Eva“
von Schönthan und Koppel-Ellfeld. Die Titelrolle ſpielt Helene
Hartmann, außer ihr ſind in den Hauptrollen beſchäftigt Dora
Debicke, Jrma Grawi, Erna Teuſcher, Kurt Wilcke, Konſtantin
Jarocki und Willy Schur. Spielleitung: Eugen Teuſcher.

Aus der Provinz.
Teuchern. Zwei Schweine. Jn einer der letzten Nächte

wurden aus einer Gaſtwirtſchaft in Wernsdorf zwei Schweine (je
etwa 150 Pfund Gewicht), zwei Ziegen und 8 Gänſe geſtohlen.Jn Kröſſuln iſt einer Arbeiterfamilie das einzige Haustier, eine
Ziege entwendet worden. Jn Goſſerau wurden dem Gutsbeſitzer
Sch. zwei größere Schweine, 2 Hammel und 11 Gänſe geſtohlen.
Ein größeres Schwein nebſt 2 Gänſen iſt demſelben Beſitzer ſchon
vor kurzer Zeit weggeführt worden. Allem Anſchein nach treibt da
eine wohlorganiſierte Diebesbande ihr Weſen. Eine Spur hat
ſich leider bisher noch nicht gefunden.

Stalberg. Volksverſammlung. Am veerfloſſenen
Sonnabend tagte hier eine ſtark beſuchte Volksverſammlung, in der
Genoſſe Dreſcher, Halle, über Frieden, Nationalverſammlung
und Sozialdemokratie ſprach. Während ſeiner Rede gab es einen
kleinen Zwiſchenfall. Genoſſe Dreſcher hatte die gegenwärtige und
vergangene Haltung der behördlichen Organe in ſeinen Ausfüh-
rungen mit berührt und dabei rein bildlich vom Bürgermeiſter von
Stolberg geſprochen. Das führte zu einer erregten Szene, in
deren Verlauf der Bürgermeiſter den Saal verließ. Genoſſe Dre-
ſcher erklärte darauf, daß es nicht in ſeiner Abſicht gelegen habe,
den Herrn perſönlich zu verletzen oder öffentlich herabzuſetzen. Es
wird ja auch über den gegenwärtigen Bürgermeiſter nicht in derBevölkerung geklagt. Sonſ nahm die Verſammlung einen präch-

tigen Verlauf. Am Schluſſe meldeten ſich ſo viel Perſonen zur
Partei an, daß am folgenden Abend eine Mitgliederverſammlung
abgehalten wurde, die zur Gründung eines Ortsvereins mit ord-
nungsmäßiger Leitung ſchritt. Bei Erörterung der Beitragsfrage
war man ganz mit Eifer für 15 Pf. wöchentlich für männliche und
10 Pf. wöchentlich für weibliche Mitglieder. Ein Vorſchlag auf
geringeren Beitrag fand gar keinen Anklang. Dieſe erſte Mit-
gliederverſammlung verlief in beſter Stimmung.

Breitenſtein bei Stolberg. Es wird Licht. Hier ſprach
am vorigen Sonntag Genoſſe Dreſcher, Halle, in einer ſehr gut
beſuchten Verſammlung. Seine Ausführungen über den Krieg und
die Revolution fanden ſtürmiſchen Beifall. An die Verſammlung
ſchloß ſich dann noch eine anregend verlaufene Beſprechung in
einem benachbarten Lokale, wo ſich viele zur Partei anmeldeten
und auch die Volksſtimme beſtellten.

Großbrüer. Freiwilliger Tod. Der etwa 68 Jahre
alte Witwer Friedrich Wieſer, früher Markenkontrolleur, machte
ſeinem Leben durch Erhängen ein freiwilliges Ende. Er folgte
ſeiner vor etwa Jahresfriſt auch in den Freitod gegangenen Gattin.

Eisleben. Geflügeldiebe. Einem Anwohner der Halle
ſchen Straße wurden in der Nacht zum 9. Dezember durch Ein
ſteigen in das Gehöft 12 Hühner und 1 Hahn im Werte von 200 M.
geſtohlen.

Mansfeld. Unfall. Nachdem er die Strapazen des Feld
zuges überſtanden, war der heimgekehrte Schmied L. von hier,
welcher ſeine alte Arbeitsſtätte eben erſt wieder aufgeſucht hatte,
gleich vom Unglück verfolgt: beim Schmieden des Eiſens ſprang
ihm ein Stück ins Auge. Der ſofort zu Rate gezogene Arzt ordnetedie Ueberführung nach der Klinik in Kalle an.

Die Reichskonferenz der A.u. S.Räte.
(Fortſetzung des Berichtes aus dem geſtrigen Hauptblatt.)

Schluß der Vormittagsfſitzung.
Sahm (Oſtfront): Wir haben den Eindruck gewonnen, daß

die Demonſtration geſtern nicht der Wichtigkeit der Forderungen
galt, ſondern daß es ſich um eine politiſche Demonſtration handelte.
Man verlangt, die ganze Macht den A.- und S.-Räten, und da
kommt man hierher und hält uns ein Maſchinengewehr unter die
Naſe und will uns zur Annahme der Forderungen zwingen. (Lärm
und Beifall.) Was die Berliner wollen, haben wir an der Front
ſchon lange erreicht. Es gibt genug Offiziere, die ſich das Ver
trauen der Kameraden dadurch erworben haben, daß ſie den Befehl
zum Plündern gaben. Die Berliner ſtellen ſich ein Armutszeugnis
aus, wenn ſie keine anderen Mittel haben, um ihre Forderungen
durchzuſetzen. Punkt 1 können wir nicht annehmen, wenn er ver-
langt, daß die Oberſte abgeſetzt werden ſoll.
Punkt 2 geben wir unſere Zuſtimmung. (Lebh Beifäll.)

Es läuft ein Antrag der Unabhängigen ein, der die Kommando-
gewalt in den Heimatgarniſonen auf die betreffenden örtlichen A.-
und S.-Räte übertragen will.

Günther- Breslau (Soldatenfraktion): Sämtliche Forde-
rungen der Berliner ſind bereits im ganzen Reiche durchgeſetzt. Jn
Berlin redet man ſoviel und vergißt dabei das Handeln. Wir ſind
nicht zu den Volksbeauftragten gelaufen. Wir gingen zum General
kommando, nahmen uns einen Offizier mit und gingen zu den
Truppen, legten ihnen die Sache klar, nahmen die Offiziere, die das
Vertrauen der Soldaten beſaßen, mit und die Sache war erledigt.
Ohne Schwierigkeiten ging es nicht ab. Jch kann nicht glauben, daß
die geſtrige Demonſtration inpulſiv aus den Berliner Kameraden
erwachſen iſt. Das laß ich mir nicht vormachen! Dazu ſind die
Berliner zu couragiert, um ſo ein Theater aufzuführen. (Lebh.
Beifall.) Solche Vorkommniſſe ſchaden uns nicht nur im Lande,
ſondern e Ausland. Sie ſchaden den Waffenſtillftands- und
Friedensverhandlungen. Jch ſchlage vor, daß dieſe Forderungen
durch den neuen Vollzugsrat im Verein mit Vertretern aller Armee-
korps und der Fronten entſchieden werden. Es kann aber nicht

hen, daß hier einfach eine Delegation kommt und uns ihreFeerungen unterbreitet. Wenn heute eine Delegation der Dienſt

männer kommt, müſſen wir ſie ſchließlich auch anhören. Es zu
nicht durch das Wort, ſondern durch die Tat. (Tedhafter

Vorſitzender Leinert: Es iſt ein Antrag Gehyer einge
laufen, der die Kommandogewalt den Volksbecuftragten unter der
Kontrolle des Vollzugsrates und in den Garniſonen den A. und
S.Näten übertragen will.

Militarismus beſeitigt ſei. Sein Geiſt iſt noch ſehr lebendMan ſpürt dieſen Geiſt ſogar in dieſem C. V. D.
der Berliner Soldaten waren zeitgemäß und notwendig. Es mu
ſo ſchnell wie möglich zugepackt werden, damit auch die letzten Reſte
des alten Syſtems beſeitigt werden.

Levinſohn (Weſtfront): Wir können nicht alle Aemter von
uns aus beſetzen. Wer will z. B. Generalquartiermeiſter werden
Wer Korpskommandeur? Er melde ſich bei mir, ich werde ihm
ſofort ein Korpskommando geben. (Heiterkeit.) Wenn wir die Oberſte
Heeresleitung beſeitigen, mit wem ſoll die Entente denn ver-
handeln Das wäre ein Verbrechen an unſeren Kameraden.
ruf: Die Sie aufgeputſcht haben Wir ſind im Schützengraben
tapfer geweſen und haben auch vor Jhnen keine Angſt. Sie ſehen
viel zu ſchwarz. Wo iſt denn die genrevolution? (Lachen bei
den Radikalen, die mit dem Finger auf den Redner weiſen.) Jch
ſehe nichts davon. Alſo laſſen Sie ſich nicht durch ein Geſpenſt
gruſelig machen, das es gar nicht gibt. (Zuſtimmung.) Heute
nachmittag tagen die Berliner Soldatenräte. Warten Sie bis da-
hin mit Jhrer u Die Oberſte Heeresleitung hat aus
drücklich erklärt, daß kein Offizier an gegenrevolutionäre Be-
ſtrebungen denkt. (Lachen.)

Vorſitzender Leinert teilt mit, daß die
Soldatendelegation von geſtern wieder zur Stelle iſt.

Sie wünſche, mit Vertretern der Fraktionen zu verhandeln und be
ſtehe nicht mehr auf allen Forderungen.

Mit großer Mehrheit beſchließt der Kongreß, die Beratungen
abzubrechen und zu warten, bis die Beſchlüſſe der Berliner
Soldatenräte vorliegen.

Nach Wiedereröffnung der Sitzung teilt
Vorſitzender Leinert mit, daß wieder Deputationen er

ſchienen ſeien, von denen eine gedroht hat, wenn ſie nicht ins
Haus gelaſſe werde,

morgen mit 250 000 Streikenden wiederzukommen.

Leinert hat die Verantwortung für einen derartigen gewiſſen-
loſen Streik nicht übernehmen wollen und die Deputation in das
Haus eingelaſſen, ihr aber erklärt, daß mit demſelben Recht wie
heute Berliner, morgen Hamburger oder Münchner den Kongreß
in ſeiner Arbeit ſtören könnten. (Zuſtimmung.) Leinert fügt hin-
zu, daß die Drohung mit dem ſofortigen Streiken ohne Rückſicht
auf das Gemeinwohl zum allgemeinen Verderben führen müßte,
wenn nicht das Gewiſſen der Arbeiter gegen ſolche Streiks ent
ſcheide. Der Kongreß habe für ganz Deutſchland, nicht bloß für
Berlin zu arbeiten, er könne ſich darum nicht fortgeſetzt von Deputa-
tionen ſtören laſſen. Leinert macht den Vorſchlag, daß in Zukunft
ſolche Deputationen nicht mehr den Saal zu betreten, ſondern mit
Vertretern der Fraktionen des Kongreſſes zu verhandeln haben.

Der Kongreß ſtimmt dieſem Vorſchlag mit ungefähr 430 gegen
höchſtens 10 Stimmen zu. Die winzige Minderheit beſteht darauf,
ihre Geringfügigkeit durch die Gegenprobe vor aller Welt darzutun.
Dieſes Verlangen wird erfüllt.

Jm Jntereſſe der Förderung der Kongreßarbeit wird weiter
beſchloſſen anſcheinend einſtimmig daß die Kongreßmit-
glieder an der auf Donnerstag vormittag angeſetzten Kundgebung
im Treptowpark nicht teilnehmen. Es beſteht die Abſicht, den Kon
greß bis Donnerstag Franz zu Ende zu bringen.

Nunmehr erhält Volksbegauftragter Barth das Wort
zu einer perſönlichen Bemerkung, die er bereits geſtern abend
machen wollte, was aber bei den bekannten Vorgängen nicht mehr
möglich geweſen iſt. Jn demſelben Augenblick, wo Barth am
Rednerpult erſcheint, betritt eilenden Schr ttes

die Spartakus- Deputation

den Saal, mit roten Fahnen und Schildern, auf denen die Betriebe
angegeben und die bekannten Forderungen, wie: alle Macht den
Räten, der Vollzugsrat oberſte Gewalt uſw erhoben werden.

Vorſitzender Leinert teilt der Deputation den vorhin gefaß-
ten Kongreßbeſchluß mit und führt ihr vor, daß der Kongreß ſeine
Arbeit für ganz Deutſchland ungeſtört leiſten müſſe. Der Führer
der Deputation ſcheint widerſprechen zu wollen, Leinert erſucht ihn,
ſich dem Kongreßbeſchluß m Jntereſſe der Autorität des Kongreſſes
und des Anſehens der Revolution zu fügen. Der Führer der Depu-
tation redet auf Leinert ein and beginnt dann, ohne das Wort er-
halten zu haben, eine Anſprache welcher Verſuch aber durch an
dauernde Rufe: Ruhe! und Händekl tſchen für den Vorſitzenden
niedergehalten wird.

Leinert bittet um Ruhe und erſucht auch die Mitglieder der
Deputation, die ſich inzwiſchen in alerhand Aeußerungen und
Rufen ergangen hatten, Rückſicht auf das gemeinſame Jntereſſe
zu nehmen.
hat beſondere Geſetze! (Rufe: Ruhe! Ruhe!)

Vorſitzender Leinert: Um der peinlichen Situation ein Ende
zu machen, ſchlage ich vor, dieſe Depulation ols die letzte noch anzu
hören, dann aber unſeren Beſchluß in Kraft treten zu laſſen. (Allge-
meine Zuſtimung.) Das Wort hat jetn der Führer der Deputation
zur Verleſung der Forderungen.

Haller beginnt mit einer vom Vorſitzenden raſch niederge
klingelten Bemerkung über die Rechte der Zuhörer, die in der
franzöſiſchen Revolution genau jo mitdebartiert hätten wie die Kon
ventsmitglieder. Dann verlieſt er „im Namen von 250 000 Ar
beitern“ (Lachen) die bereits am Montag von de Spartakusleuten
überreichten allbekannten Forderungen. Er fügt der Verleſung hinzu:
Das bedeute natürlich: Nieder mit der Nationalverſammlu ig und
alle Macht den Räten!

Da Haller trotz des Läutens des Vor'itze.iden weiter ſrricht,
erklärt ihm Leinert unter ellgem.ner Heiterkeit, er möſſe ſich
daran gewöhnen, wenn die Blocke ertöne, ſtill zu ſein.

Haller verlangt dann noch die feierliche Beſtattung der
14 Opfer des 6. Dezember.

Leinert erklärt, daß der Kongreß dieſe Forderungen zur
Kenntnis nähme und über ſie mitentſcherden werde. Er erſucht,
nunmehr dem Kongreß die Arbeitsmöglich“eit wiederzugeben.Die Deputation zieht 5 wobei ihre Ritguieder noch
lebhafte Auseinanderſetzungen mit Ledebour und Berth pflegen und
Rufe ausſtoßen, wie: Die Arbeiter ſind der Meinung, daß ihre
Intereſſen hier nicht vertreten werden! Nieder mit der Reaktion!
Auch hier herrſcht die Reaktion! u. dergl. m.

Nunmehr kann
Volksbeauftragter Bart b ſeine perſönliche Bemerkung moechen,

indem er den ihm von Ebert gemachten Vorwurf unkollegialen Verhal-
tens als nicht berechtigt zurückweiſt, weil er geſtern nichts gegen ein
ſtimmig gefaßte Kabinettsbefhläſſe geſagt, ſonderr ebenſo wie
andere Kabinettsmitglieder auch außerhalb des Kabinetts ſeine dort
ſchon vorgetragene Meinung über das Notwendige wiederholt habe.

Es folgt das
Schlußwort des Berichterſtatters

des Vollzugsrates Richard Müller: Auch hier hiet ſich wieder ge
zeigt, daß die Führer des Volkes of die Stimme des Volkes nicht
hören wollen. Wir im Vollzugſrat waren uns bewußt, daß wir der
Revolution geben müßten, was wir ihr ſchuldig ſind, daher kam der
Konflikt. Trotz der Widerlegaig der gegen uns geſchleuderten Vor
würfe und Verleumdungen hat Herr Limbertz uns Organifations-
fehler vorgeworfen. Jetzt wiſſen wir wenigſtens, wer alles ferti
aus dem Aermel ſchüttelt, wenn wieder einmal alles über Nacht au
den Kopf geſtellt würde. Wenn man ſich vergegenwärtigt, daß die
Vollzugsrats mitglieder nicht nur ſich ſelbſt rußer Hauſe verpflegen,
ſondern auch ihre Familien verſagen mußten, erſcheinen die 50 M.
Taggeld in anderem Licht. Jch verzichte darauf, Vergleiche mit
anderen Gehältern uſtell n. Wir mußten a onen auf
Veranlaſſung anderer Reichsbehörden (inſtellen. Mit der Ueber
führung des Thyſſen uſw. nach Berlig haben wir nicht mehr zu
tun, als daß wir einige mittelloſe Genoſſen, die die Verhafteten

acht hatten, unterſtützt hatten. Erragt wendet der
ner n

Däumig- Berlin: Es iſt eine Jlluſion zu glauben, daß der

Der Führer der Deputation ſchreit: Die Revolution ſo

die Korre ichter ind den Vorwärtsin Sachen e h ähhhh eer unkerechtig v der
Vorwurf, wir hätten zuviel Geld für Telegramme ausgegeben, denn

t uns geſagt, wir ſollten uären. Seit Wochen vere v die Arbeiter r See durch falſche ne
r die er aus Auslandsblättern nimmt, we die alte R.

ß gierung gekauft hat. Es war uns n die 10 Funkenſtationven
zu vereinigen, aus dem Rat der Volksbeauftragten kamen aber
die Beſtrebungen, dieſe Organiſation zu zerſchlagen. Ein Herr war
es ganz beſonders (Zuruf: Namen nennen Scheidemann
Nennen Sie doch den Namen!) Sie waren es, Herr Scheidemann
(Scheidemann: Sie ſind ja nicht recht geſchert!)

Dann erzählt Müller die bekannten Geſchichten des Tele,
funkenſtreites. Am ſtärkſten hetzt der Vorwärts gegen mich. Etſt
eute ſchreibt er, Richard J. Wilhelm II. Wenn wir mit dem
tat der Volksbeauftragten in Konflikt gekommen ſind, dann iſt das

nicht zu verwundern. Heute noch ſitzen im Auswärtigen Amt und
im Kriegsminiſterium die alten Leute, deren Abſetzung wir ſofort
verlangten. Auch der Schwindel, die Entente verhandle nicht mit
den A. und S.-Räten, ſtammt aus dieſen Aemtern. Hermann
Müller hat mir den Vorwurf gemacht, ich habe durch meine Rede
im Zirkus Buſch den Vollzugsrat in Mißkredit gebracht. Hätte man
uns 1916 unterſtützt, ſtatt verfolgt, dann ſähe es in Deutſchland jetzt
anders aus. (Lebh. Beifall auch auf den Tribünen.) Wir haben
den richtigen Weg gezeigt und es wird ſich zeigen, ob er ſich auch
ferner als der richtige erweiſen wird. (Lebh. Beifall.)

Schlußwort Dittmanns:
In der Diskuſſion hat die Gegenrevolution eine große Rolleielt und die Peſter von Braß angeführten Veiſpiele ben tieſe

indruck gemacht. Ich habe in meinem Referat geſagt, Off.
iere konterrevolutionäre Gelüſte haben, aber die große Mehrheit der
oldaten denke anders. Ich habe auch geſagt, daß wir gegen alle

Konterrevolutionäre aufgetreten ſind und zwar ſofort. Der Genoſſe
Braß iſt der beſte Beweis für unſer Eingreifen. Er iſt verhaftet
worden, und wir haben ſofort ſeine und ſeiner Genoſſen Enthaftung
veranlaßt. Wir ſind ferner ſofort gegen das Herabreißen roter Fahnen,
das Auflöſen der A. und S. Räte und die Verhaftung ihrer Müglieder
eingeſchritten. Die Angaben des Genoſſen Braß geben dem Rat Ver.
anlarg ſich ſofort mit den Verhältniſſen im Weſten zu beſchäftigen.

debour hat behauptet, das Generalkommando Lequis ſei zwar
zur Regelung des Einzuges gebildet, aber es haben ſicher konterrevolu-
tionäre Gedanken dahintergeſtanden. Gemeinſam mit den Militärs
dieſes Generalkommandos haben wir am Montag des Einzuges die
Maßnahmen beraten, die zu ergreifen ſeien, um es beim Einzug nicht
u Zuſammenſtößen kommen zu laſſen. Dabei wurde auch üder die
ereidigung verhandelt, und in Eid auf die Republit

(Zwiſchenruf Scheidemanns: Der Beſchluß iſt einſtimmig
gefaßt worden.) Daher konnte Ledebour auch am Sonntag abend noch
nicht von der Vereidigung erfahren. Die Vereidigung haben wir vor
genommen, um auf die teilweiſe noch unaufgeklärten Truppen im Sinne
der Revolution einzuwirken. Wir verwahren uns gegen die Unter
ſchiebung, als wollten wir mit der Vereidigung dem Vollzugsrat einen
Hieb verſetzen. Ledebours Vorwurf gegen Ebert hat er mit derfelben
Schärfe in einer gemeinſamen Sitzung des Vollzugsrats und des Rats
der Volksbeauftragten erhoben. Von den 35 Mitgliedern des Vollzugs-
rates ſtimmten 5 für die Amtsentſetzung Eberts. Die andern 30 da-
gegen. (Lebhafter Beifall.) Ich habe, nachdem die Ausſprache beendet
iſt, den Eindruck gewonnen, daß eine Klärung eingetreten iſt und daß
wir, anſtatt weiter gegenſeitig Vorwürfe zu erheben,

an die uns nächſtliegenden Aufgaben denken ſollen.
So notwendig wir in der erſten Zeit der Revolution die Offiziere

a können wir einen großen Teil nach Ueberwindung
erſten wierigkeiten entbehren. Es ging uns in der erſten Zeit

auch Segen den Strich, mit den Offizieren zuſammenzuarbeiten, aber
unſere Sorge mußte es ſein, die Millionenheere ungefährdet über den
Rhein zu bringen. Ledebour hat mir den Vorwurf gemacht, ich hätte
in meinem Bericht ein ſchiefes Bild von der Geſchichte der Revolution
gegeben. Es war aber nicht meine Aufgabe, darüber zu ſprechen, ſon-
dern zu ſagen, was der Rat der Volksbeauftragten in ſeiner Amtszeit
eſchaffen hat. Gegen das, was ich über di u der Revolution
h wird n Widerſpruch erheben können. mußte meinen

neutra S gegen Ledebours: Schöne Reu-
tralität! Heiterkeit bei der Mehrheit.

Zu unſeren dringendſten Aufgaben gehören die bevorſtehenden
Wahlen zur Nationalverſammlung.

Sie können nur dann zu einem Erfolg führen, wenn das geſamte
Proletariat eine geſchloſſene Kampffront bildet. (Beifall.) Man iſt
ſich ja vielfach gar nicht klar über den Zweck der Nationalverſammlung.
Es handelt ſich bei ihr um das Parlament, das zu dem einzigen Zweck
gewählt werden ſoll, das Grundgeſetz für das Deutſche Reich f. ſtzulegen.
(Zuſtimmung.) Und da bin ich allerdings der Meinung, daß über alle
Parteidifferenzen hinweg das ganze deutſche Proletariat ein dringendes
Intereſſe daran hat, alle ſeine Kräfie n um einem

lchen etz die Errungenſchaflen Revolulion zu ſichern.
(Stürmiſcher e Ich halte noch heute die Scheide
manns für falſch. Gerade ich hätte ein weitgehendes Recht, Haß und
Erbitterung mitſprechen zu laſſen. Aber ich ſtehe auf dem Standpunkt,
daß bei der Erledigung großer politiſcher ge alle dieſe Dinge aus
zuſcheiden habe. (Stürmiſcher Beifall.) Der Wahlkampf wird ausge
fochten werden unter der Parole: Hie e Hie Sozialismus!
Da gibt es für uns nur eine ungl! Die Maſſen werden zu
ſammenkommen, wenn es ſein muß gegen den Willen der P
(Beifall.) Wir müſſen uns nach den Verhältniſſen richten, wie ſie ein
mal ſind, nicht wie wir ſie gerade gern haben möchten.

Die Maſſen wollen, die Raklonalverfammlung,
darüber kann gar kein Zweifel beſtehen. Die Führer müſſen die Werk-
zeuge der Maſſen ſein. ifall.) Gewiß haben ſie das Recht, die
Volksmaſſen für ihre Meinung zu gewinnen, aber eine Politik gegen
den Willen der Maſſen iſt unmöglich. (Sehr richtigh) Wir leben jetzt
in Verhältniſſen, in denen die Unterſchi de der Parteien nicht primär,
ſondern ſekundär ſind. (Lebhafte Juſtimmung.) Erſt kommt der
Gegenſatz von Klaſſe zu Klaſſe und erſt dann der Gegenſatz unter den
Parteien. Wenn das einige deutſche Proletariat a er Pflichten
bewußt ifſt, wenn es zuſammenſteht im gemeinſamen Kampf hie
Kapitalismus, dann brauchen wir über den Ausgang der en
nicht beſorgt zu ſein. (Stäürmiſcher Beifall.)

Es folgt eine Flut von perſönlichen Vemerkungen.
Scheidemann bedauert, daß Richard Müller neue Anklagen

im Schlußwort erhoben und mit dieſer ne Mißhbrauch ge
trieben hat. Er hätte die ausgezeichnete Rede Dittmanns zum

Muſter men ſollen. ifall.) tLandsberg: Auch ich hätte das gewünſcht. Was ich gegen
den Vollzugsrat geſagt habe, hat Müller nicht r
Wir ſollten für 210 Stenotypiſten und 150 Kuriere die Gehälter bis
zum 81. Dezember e Da mußten wir wiſſen, was dieſe
Leute eigentlich zu tun haben.

Ledebour verſucht ſachliche Ausführungen in Form der
perſönlichen Bemerkung zu kleiden und wird häufig vom Vorſitzen
den und der Verſamm ung unterbrochen. Als er dem Vorſitzenden
„finnloſe Unterbrechungen vorwirft, wird er zur Ordnung ge-
rufen. Weitere ſachliche Ausführungen werden durch Schlußrufe
der unterbrochen. Ledebour verbittet ſich in Sger
Erregung ſolche Vergewaltigungsverſuche und wirft dem Präſiden-
ten vor, daß er ſchlimmer als je ein bürgerlicher Parlamentsprä-
ſident vorgebe. Er bleibt dobei, daß Dittmann, nur um ſeine Ver
ſchmelzungstheorie der ſozialiſtiſchen Parteien zu rechtfertigen, aufdie notwendigen grundſätzlichen Auseinanderſetzungen S

leiſten wolle. den Augen aller wahren Sozialiſten ſei Ditt-
mann gerichtet! (Ziſchen und 7

Limbertz-Eſſen: s ich n den ſagt habe,iſt abſolut richtig. (Kedebour: men Sie ſichl Fe Lärm.)
Dittmann beſtreitet einer vier das Wort geredet

zu haben, wohl aber halte er feſt an der ndigkeit eines ge
ſchloſſenen Vorgehens im a

833 weiteren perſönlichen Erklärungen teilt
Vor der Leinert mit, daß ſich eine Fraktion der Seeinten

revolutionären Arbeiter und Soldaten gebildet hat. Eine Delega
tion der Ekiſabether iſt e nen und verhandelt im
Miniſterſaal mit den Fraktionsvertretern.

Gegen 548 Uhr tritt die Mittagspauſe ein.

Z
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